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Rene Ahlberg

Strukturelemente des Linksradikalismus

Wenn man die wichtigsten Strukturelemente 
der linksradikalen Ideologie und Mentalität zu 
klären versucht, drängt sich zuerst ein Ver-
gleich mit den sozialphilosophischen Aus-
gangspunkten des Rechtsradikalismus auf. Ein 
solcher Vergleich bietet sich aus drei Gründen 
zur Einführung in das Thema an: Erstens kön-
nen dadurch die unterschiedlichen Ausgangs-
positionen des Links- und Rechtsradikalismus 
verdeutlicht werden. Zweitens macht eine sol-
che Gegenüberstellung erst recht auf die Tat-
sache aufmerksam, daß sich diese extremen 
Abweichungen von ihren wechselseitigen Ur-
sprungskonzeptionen in der politischen Praxis 
berühren und unter dem Gesichtspunkt des 
Zwanges austauschbar werden. Drittens läßt 
sich dabei aber auch herausarbeiten, daß die 

Ähnlichkeit der politischen Praxis die genaue 
Unterscheidung zwischen den entgegengesetz-
ten ideengeschichtlichen Quellen nicht über-
flüssig macht. Die liberale Öffentlichkeit rea-
giert auf links- und rechtsradikale Bewegun-
gen trotz der grundsätzlichen Ablehnung bei-
der Extreme im Einzelfall mit merklichen In-
tensitätsunterschieden, was sicherlich nicht mit 
den Gemeinsamkeiten der extremistischen Pra-
xis erklärt werden kann. Diese differenzierte 
Haltung der Öffentlichkeit gegenüber extremi-
stischen Aktionen hängt unter anderem auch 
mit den Unterschieden der sozialphilosophi-
schen Ausgangspunkte des linken und rechten 
Extremismus zusammen. Ihre ideologischen 
Unterschiede bleiben im öffentlichen Urteil 
wirksam.

I. Der linke und der rechte Radikalismus

Die gegensätzliche Struktur der links- und 
rechtsradikälen Ursprungskonzeption wird 
schon bei einem Vergleich der ihnen entspre-
chenden Einstellungen zu den jeweils beste-
henden Staats- und Gesellschaftsordnungen er-
kennbar1). Im Blickfeld eines konservativen 
Denkens erscheinen die bestehenden Verhält-
nisse vielfach als Auflösungserscheinungen 
oder gar als Zerfallsprodukte vormals intak-
ter sozialer Ordnungsmächte. Diese Vorstel-
lung verwandelt sich in der rechtsradikalen 
Ideologie in das überwältigende Bewußtsein 
eines allgemeinen staatlichen und gesellschaft-
lichen Niedergangs, dem sie mit dem Ziel ent-
gegenzuwirken versucht, die traditionellen 
Ordnungsinhalte zu restaurieren. Die Verfech-
ter linksradikaler Ideen gehen demgegenüber 
von der in ihren Ursprüngen aufklärerischen 
Überzeugung aus, daß humane Werte bisher 
noch nicht oder nur unvollkommen verwirk-
licht sind und daß die Zeit überreif geworden 
ist, die Gesellschaft nach Maßgabe einer hö-
heren Einsicht zu verändern. Diese entgegen-
gesetzten Blickrichtungen verbinden sich mit 
ebenso kontroversen Ordnungsinhalten oder 

genauer gesagt — sie werden durch diese 

1) Vgl. zu diesem Abschnitt J. L. Talmon, Die Ur-
sprünge der totalitären Demokratie, Köln und 
Opladen 1961.

unterschiedlichen Normensysteme bestimmt. 
Die dem Rechtsradikalismus zugrunde liegen-
den Ordnungsvorstellungen sind meist kollek-
tiver Natur; für seine Repräsentanten verkör-
pern staatliche Macht, nationale Größe oder 
rassische Reinheit und Überlegenheit eine

Wertordnung, die der Gesellschaft wiederge-
geben werden muß.

Der Linksradikalismus wählte dagegen ur-
sprünglich das Schicksal des Individuums zum 
Maßstab einer politischen Orientierung; seine 
Vertreter sind von der historischen Macht der 
Vernunft überzeugt und denken in Begriffen 
der Gerechtigkeit und Emanzipation von über-
individuellen Mächten. Diese individualisti-
schen und rationalistischen Ursprünge des 
Linksradikalismus stehen allerdings in einem 
kaum geklärten Verhältnis zu den ebenfalls 
bejahten kollektiven Subjekten der Geschichte, 
wie sie sich in den Begriffen „Masse", „Klasse" 
und „Partei" ausdrücken. Auch wenn man in



Betracht zieht, daß die mit diesen Begriffen 
verbundenen Inhalte nur als kollektive Weg-
bereiter individueller Entfaltung und allgemei-
ner Vernunft gedacht werden, wird an dieser 
Stelle eine sozialphilosophische Überschnei-
dung mit den rechtsradikalen Wegweisern 
durch die Geschichte erkennbar.
Mit diesen kontroversen sozialphilosophischen 
Wertsystemen ist weiterhin ein unterschied-
liches Menschenbild verknüpft: In der rechts-
radikalen Ursprungskonzeption erscheint der 
Mensch als ein seiner ganzen Anlage nach 
chaotisches und willkürliches Wesen, das auf 
sich allein gestellt, von kollektiven Ordnungs-
mächten verlassen, keine bedeutenden sozia-
len oder kulturellen Leistungen hervorzubrin-
gen vermag und daher einer überindividuel-
len Ordnung bedarf, um sich sozial zu formie-
ren. Die Vertreter des Linksradikalismus sind 
im anthropologischen Ansatz davon überzeugt, 
daß der Mensch von Natur aus sozial veranlagt 
ist, daß sein schöpferisches Wesen eigentlich 
nur unter dem unheilvollen Einfluß einer un-
vernünftigen Gesellschaftsordnung entartet 
und daher auch durch eine Änderung der Ge-
sellschaft wieder geheilt werden kann. Dar-
aus ergibt sich — wenn auch nur theoretisch 
und in der historischen Perspektive —, daß im 
rechtsradikalen Denken der soziale Zwang ein 
konstitutives Element jeder Gesellschaftsord-
nung ist und mit einer intakten Kultur verbun-
den bleiben muß, wenn sie nicht in Chaos und 
Willkür ausarten will. Die radikale Linke be-
greift den sozialen Zwang dagegen nur als 
eine vorübergehende Maßnahme, die zur Er-
richtung jener Verhältnisse ergriffen werden 
muß, in denen sich der Mensch frei entfalten 
kann, und die nur solange berechtigt ist, bis 
der Mensch zu seinem humanen Wesen ge-
funden hat.
Ein solcher genereller Vergleich wirft freilich 
sofort die Frage auf, inwiefern die genannten 

Unterschiede der Extreme überhaupt relevant 
sind. Beide Richtungen münden, wenn sie in 
ihren extremistischen Formen politisch er-
folgreich sind, in eine seelenlose Zwangsherr-
schaft ein, die sich nur in Nuancen unterschei-
det. Unbeschadet der Tatsache, daß die extre-
men Abweichungen von ihren Ursprungskon-
zeptionen in der politischen Verwirklichung 
austauschbar werden, bleiben die unterschied-
lichen Ausgangspositionen in der ideologi-
schen Dimension und in der individuellen 
Mentalität erhalten. Die Tatsache zum Bei-
spiel, daß sich der Linksradikalismus — wenn 
auch in verzerrten Formen — auf Vernunft, 
Individuum und Wissenschaft beruft, während 
das rechtsradikale Denken von überindividuel-
len Ordnungsvorstellungen dominiert wird, 
bleibt — wie schon angedeutet — in der libera-
len Öffentlichkeit nicht folgenlos für die Be-
urteilung dieser politischen Extreme. Bedeut-
sam ist dieser Unterschied auch noch deshalb, 
weil zwischen der rechtsradikalen Ideologie 
und ihrer politischen Praxis nicht jener ein-
deutige Widerspruch besteht, der eine soziali-
stisch fundierte Terrorherrschaft immer kenn-
zeichnet. Der sozialistische Terror läßt sich 
systemimmanent, das heißt auch mit sozialisti-
schen Argumenten verurteilen und bekämp-
fen. Die faschistische Zwangsherrschaft enthält 
in ihren ideologischen Grundlagen keine Ideen, 
die sich gegen sie ins Feld führen ließen. Die 
sozialistische Diktatur impliziert in ihrer eige-
nen Ideologie noch immer einen Aufruf zur Be-
freiung; der rechtsradikale Terror bleibt dage-
gen auch in seinem ideologischen Selbstver-
ständnis ausweglos. Wie auch immer man 
diese ideologischen Differenzen beurteilen 
mag — und bei der Bewertung dieser Frage 
scheiden sich fast immer die Geister —, sie 
machen ein gültiges Urteil über den Rechts-
radikalismus leichter, unkomplizierter und we-
niger kontrovers als über die Erscheinungen 
des Linksextremismus.

II. Wissenschaft und Mythos

Mit dem vorstehenden Vergleich sind bereits 
einige charakteristische Strukturelemente des 
Linksradikalismus namhaft gemacht. Es bleibt 
allerdings noch zu ergänzen, daß der linke 
und rechte Extremismus bisher nur in seinen 
sozialphilosophischen Ursprungskonzeptionen 
verglichen worden sind, das heißt aber, daß 
diese Extreme keineswegs direkt aus ihren so-
zialphilosophischen Wurzeln abgeleitet wer-
den können und sich auch nicht unmittelbar 

aus ihnen ergeben. Mit den umrissenen Grund-
positionen sind direkt nur konservative oder 
sozialistische Einstellungen verknüpft. Anders 
als ihre extremistischen Abweichungen sind 
progressives und konservatives Denken und 
Handeln historisch gleichwertig und können 
sich daher auch in der politischen Auseinan-
dersetzung gleichberechtigt gegenübertreten. 
Der linke und der rechte Extremismus verzer-
ren demgegenüber in signifikanter Weise ihre 



sozialphilosophischen Ursprünge und treten 
erst in dieser besonderen Deformation als ex-
tremistische Richtungen in Erscheinung.
Der Linksextremismus weist eine ganze Reihe 
solcher charakteristischen Verzerrungen seiner 
ideengeschichtlichen Quellen auf. Greifen wir 
zuerst das Verhältnis zur Wissenschaft heraus. 
Der moderne Linksextremismus ist eng mit den 
Sozialwissenschaften verbunden, in einigen 
Fällen, wenn man zum Beispiel an linksex-
treme Gruppierungen an den Universitäten 
und Hochschulen denkt, scheint er sogar mit 
einer bestimmten sozialwissenschaftlichen 
Richtung zu verschmelzen. In der Regel ist er 
mit einer marxistisch-leninistischen Sozial-
theorie verbunden, die in Forschung und Lehre 
vorherrschend wird. Nun kann kein Zweifel 
daran bestehen, daß das Werk von Karl Marx 
zu den bedeutendsten wissenschaftlichen Lei-
stungen des vorigen Jahrhunderts gehört. In-
sofern sich der akademische Linksradikalismus 
auf den Marxismus beruft und marxistische 
Methoden und Begriffe in den Sozialwissen-
schaften verwendet, wäre vorderhand nichts 
gegen ihn einzuwenden. Wenn er tatsächlich 
für sich in Anspruch nehmen könnte, daß seine 
Aussagen über die Staats- und Gesellschafts-
ordnung der Bundesrepublik das Ergebnis 
einer auf marxistischen Methoden beruhenden 
und in marxistischen Begriffen formulierten Er-
kenntnis sind, dann wäre der Widerspruch ge-
gen die daraus folgenden Konsequenzen eine 
Desavouierung der ihr zugrunde liegenden For-
schung. Eine empirische Überprüfung dieses 
für den modernen akademischen Linksextre-
mismus zentralen Anspruchs zeigt jedoch so-
fort, daß dabei eine ganze Reihe von Wider-
sprüchen und Ungereimtheiten auftreten. Auch 
und gerade wenn man sich bei dieser Prüfung 
marxistischer Verfahrensweisen bedient und 
ihre Ergebnisse in marxistischer Terminolo-
gie festzuhalten versucht, bestätigen die Er-
gebnisse weder die linksradikalen Urteile 
noch machen sie die damit zusammenhängen-
den politischen Appelle verständlich.

Man kann einen dieser Widersprüche an 
einem heute weithin bekannten Beispiel ver-
deutlichen, und zwar an der von linksradika-
len Theoretikern immer wieder vorgebrach-
ten Behauptung, daß in der Bundesrepublik 
planmäßig eine Klassengesellschaft restauriert 
worden sei, wobei die Bourgeoisie alle Macht-
positionen besetzt halte und das Proletariat 
systematisch ausbeute. Wenn man diese Aus-
sagen in marxistischen Begriffen vorträgt, sind 
damit unter anderem folgende inhaltliche Fest-
stellungen über die soziale Lage der arbeiten-
den Bevölkerung getroffen: Erstens ist damit 
gesagt, daß die Arbeiterschaft am Rande des 

materiellen Existenzminimums lebt, zweitens 
keine Bildungs- und Ausbildungschancen be-
sitzt und drittens von jeder politischen Mit-
bestimmung im Staate ausgeschlossen bleibt. 
Eine empirische Untersuchung der sozialen 
Lage der Arbeiterschaft zeigt sofort, daß keine 
dieser Thesen zutrifft. Die Verwendung mar-
xistischer Begriffe suggeriert eine soziale 
Wirklichkeit, die in dieser Form nicht mehr 
existiert.

Es ist zwar unbestreitbar, daß sich in der Bun-
desrepublik Gesellschaftsklassen mit unter-
schiedlichen materiellen Interessen gegenüber-
stehen, aber ihre Zusammensetzung und ihre 
soziale Lage sind nicht mehr mit dem tradi-
tionellen marxistischen Begriffsapparat adä-
quat zu erfassen. Zwar trifft es zu, daß in der 
bürgerlichen Gesellschaft der Widerspruch 
zwischen Kapital und Arbeit noch immer be-
steht, aber die soziale Bedeutung dieser Fest-
stellung hat sich in den letzten hundert Jahren 
gründlich geändert. Der damit zusammenhän-
gende soziale Wandel bezeichnet die Demar-
kationslinie, die ein revolutionäres von einem 
evolutionären Zeitalter trennt.

Das Beispiel mag deutlich machen, daß die 
Theoretiker des Linksradikalismus überall 
dort, wo sie sich auf den Marxismus berufen, 
in eklatanter Weise selber gegen den marxi-
stischen Grundsatz verstoßen, daß die jeweils 
verwendeten Begriffe historisch benutzt wer-
den müssen, daß ihr Inhalt der sozialen und 
ökonomischen Entwicklung angepaßt werden 
muß. Zur Eigenart linksradikaler Denkfiguren 
gehört es nun, den Inhalt marxistischer Be-
griffe nur soweit den modernen sozialen Exi-
stenzbedingungen anzupassen, wie ihre appel-
lierende, emotionalisierende und mobilisie-
rende Intention erhalten bleibt. Wenn man in 
der Diskussion auf den ahistorischen Gebrauch 
marxistischer Begriffe hinweist und auf den 
Bewußtseinswandel der Arbeiterschaft zu spre-
chen kommt, der gerade nach marxistischer 
Auffassung Ausdruck des sozialen Wandels 
ist, bekommt man stereotyp zu hören, daß das 
nichts mit einer Änderung der Realität zu tun 
habe, sondern auf die geschickte Manipulation 
durch die herrschenden Mächte zurückzufüh-
ren sei. Bezieht man dieses Argument auf ein 
marxistisches Koordinatensystem, so würde 
das bedeuten, daß wir in eine Epoche einge-
treten sind, in der nicht mehr die Wirklichkeit 
das Bewußtsein, sondern umgekehrt, das Be-
wußtsein die Wirklichkeit bestimmt. Im ahisto-
rischen Gebrauch marxistischer Begriffe macht 
sich die Unfähigkeit bemerkbar, einerseits die 
eigenen politischen Überzeugungen mit der 
objektiven Wirklichkeit abzustimmen und an-



dererseits das moralisch Wünschbare unter den 
Bedingungen der Demokratie mit dem gesell-
schaftlich Möglichen zu verbinden.
Hinter dem abstrakten und appellatorischen 
Gebrauch marxistischer Begriffe verbirgt sich 
jedoch noch eine weit fundamentalere Verzer-
rung des Verhältnisses zur Wissenschaft. Denn 
es handelt sich hier nicht sosehr um einen be-
wußten Mißbrauch von Begriffen, sondern 
vielmehr um ein von kritisch-rationalen Stan-
dards abweichendes Wissenschaftsverständnis. 
Bei einer Vertiefung der Analyse zeigt sich, 
daß der Marxismus im linksradikalen Selbst-
verständnis eine signifikante Umdeutung er-
fährt. Er wird nicht mehr als ein besonderes 
wissenschaftliches Verfahren verstanden, mit 
dem man sich der sozial-ökonomischen Wirk-
lichkeit versichert, mit dem man Wahres und 
Unwahres unterscheidet und mit dem man sich 
schließlich sachliche Grundlagen für politische 
Entscheidungen verschafft, sondern als ein 
Lehrgebäude aufgefaßt, in dem bereits alles 
Wesentliche auch über den modernen Sozial-
prozeß ausgesagt ist. Damit verwandelt sich 
der Marxismus aus einer Methodologie, die 
das sozial Mögliche und Notwendige auf 
Grund gesamtgesellschaftlicher Bedingungs-
analysen sichtbar macht, in eine wissenschaft-
lich verbrämte Heilslehre, deren Dogmen auch 
gegen den Widerstand der Gesellschaft durch-
gesetzt werden müssen.

Aus dieser Umformung des Marxismus in ein 
Erlösungswissen mit psychologischer Tiefen-
wirkung resultiert die Forderung, daß man sich 
beim politischen Handeln nicht danach richten 
dürfe, was in der demokratischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung möglich sei, sondern aus-
schließlich danach, was im Interesse der Men-
schen auch gewaltsam möglich gemacht wer-
den muß. Mit dieser Interpretation des „sozial 
Möglichen" meldet aber der Linksradikalismus 
bereits unverkennbar seinen Anspruch auf 
eine gewaltsame Umgestaltung der demokrati-
schen Gesellschaftsordnung an.
Diese Ideologie ist in einer Dimension ange-
siedelt, in der der Marxismus zu einer psycho-
logischen Rückversicherung gegen jedwede 
wissenschaftliche Aufklärung degeneriert. 
Seine Begriffe verwandeln sich in eine Samm-
lung politischer Beschwörungsformeln, mit de-
nen nüchterne Sachverhalte dämonisiert wer-
den. Man braucht hier nur an Begriffe wie Mo-
nopolkapitalismus, Imperialismus oder Faschis-
mus zu erinnern, die im linksradikalen Sprach-
gebrauch ein mythisches Eigenleben führen 
und zu geschichtsmächtigen Subjekten stilisiert 
werden, die auf geheimnisvolle Weise das 
Schicksal der Völker regieren. Wer die Wirk-
lichkeit in dieser Weise in Begriffen verkör-
pert sieht, erlebt sein falsches Bewußtsein als 
Realität und die empirisch erfaßbare Wirklich-
keit als Illusion.

III. Der Aktionismus

Ein weiteres Merkmal des linksradikalen Ver-
haltens wird durch eine ideologisch motivierte 
Unrast hervorgerufen. Linksradikale Gruppen 
werden meist durch eine vage, aber intensive 
Ungeduld gekennzeichnet, die sich häufig zu 
einem unstillbaren Aktionismus steigert. Der-
jenige, der in Gruppen hineingerät, die von 
politischem Erlösungswahn beherrscht werden, 
ist sofort von einer Stimmung des Aufbruchs 
umgeben. Er begegnet einer Geisteshaltung, 
die von der Vorstellung getragen wird, daß 
keine Zeit zu verlieren sei, daß der geeignete 
Zeitpunkt für eine schicksalhafte Wende unge-
nutzt zu verstreichen drohe und daher alles 
auf einmal gemacht werden müsse. Die sub-
jektive Gewißheit, die Lösung aller sozialen 
Probleme zu kennen, und das überwältigende 
Gefühl, an der Schwelle entscheidender Ereig-
nisse zu stehen, drängen unwiderstehlich zum 
Handeln. Dieser Drang, etwas zu tun, vor allen 
Dingen etwas zu verändern, nimmt oft gro-
teske Formen an. Nach innen — innerhalb sol-
cher Gruppen — äußert er sich in endlosen Dis-

kussionen, Streitigkeiten und Spaltungen. 
Nach außen nimmt dieser diffuse Aktionismus 
sofort gewaltsame Formen an, wenn er auf 
Widerstand trifft.

Auch hinter dieser eigentümlichen Unrast ver-
bergen sich ideologische Motive. Die Aktion 
wird oberflächlich gesehen nur um der poli-
tischen Konfrontation willen gesucht. Geht 
man diesem Verhaltensmuster auf den Grund, 
so findet man sehr bald, daß es von einem 
bestimmten Wertsystem gelenkt wird. Audi 
dem linksradikalen Geschichts- und Fort-
schrittsbegriff liegt ein von kritisch-rationalen 
Einstellungen abweichendes Wertbild zu-
grunde. Im Rahmen kritisch-rationaler Einstel-
lungen erscheinen evolutionäre Entwicklungs-
perioden der Gesellschaft als friedliche und 
wünschbare Epochen der Geschichte. Bei einer 
solchen Betrachtung wird die soziale Erneue-
rung, die ohne Blutvergießen, Bürgerkrieg und 
Terror erfolgt, grundsätzlich höher bewertet 
als eine Änderung der Sozialordnung, die im 



Verlauf brutaler Machtkämpfe durchgesetzt 
wird. Am vorbildlichen Charakter der sozialen 
Evolution ändert sich im Rahmen dieser Ein-
stellung auch dann nichts, wenn man der ge-
waltsamen Revolution einen berechtigten Platz 
in der Geschichte einräumt.

Die linksradikale Aspektstruktur unterscheidet 
sich nun gerade dadurch von einer rationalen 
Geschichtsbetrachtung, daß ihr Fortschrittsbe-
griff soweit eingeengt ist, daß von ihm nur 
Perioden der gewaltsamen Änderung als Aus-
druck echter sozialer Innovation erfaßt wer-
den können. Nur der katastrophenartige Um-
sturz der bestehenden Ordnung fügt sich dem 
linksradikalen Fortschrittsbegriff als wahrer 
Selbstheilungsprozeß der Gesellschaft ein; al-
les was von diesem Klischee abweicht, bleibt 
suspekt. Friedliche Perioden der sozialen Ent-
wicklung, des sozialen Wandels unter Beach-
tung rechtlicher Normen, werden meist als 
Zeiten der verschleierten Unterdrückung de-
nunziert.

Wenn man sich dieses Geschichtsverständnis 
vor Augen führt, in dem nur der durch die Re-
volution eingeleitete oder von sozialen Pres-
sionen der verschiedensten Art begleitete Än-
derungsprozeß als genuiner Fortschritt ge-
würdigt werden kann, wird der linksradikale 
Aktionismus als spezifischer Ausdruck eines 
ideologischen Fortschrittsbegriffs erkennbar. 
Zu den genannten generellen Bewertungsmaß-
stäben gesellen sich dementsprechende Anfor-

derungen an das individuelle Verhalten in der 
Gesellschaft. Die aggressiven Verhaltenser-
wartungen, denen das Individuum unterworfen 
wird, hängen mit der grundsätzlichen Wertent-
scheidung zusammen, daß ein vom Willen zur 
Veränderung bestimmtes Dasein höher zu be-
werten ist als differenziertere Verhaltensmoti-
vationen. Im Horizont dieses Wertsystems exi-
stiert keine Rechtfertigungsmöglichkeit für ein 
individuell motiviertes Verhalten in der Ge-
sellschaft. Die Enthaltung von politischer Ar-
beit, von ätzender Kritik und rücksichtsloser 
Anklage des Bestehenden bedeutet hier eben-
soviel wie die Mißachtung von unabdingbaren 
Pflichten der sozialen Existenz des Menschen. 
Selbst die bewußte Abkehr vom politischen 
Kampf erscheint mit den Pflichten des Fort-
schritts unvereinbar und daher auch moralisch 
verwerflich. Nach Maßgabe dieser Konzeption 
räumt man auch mit einer zeitweiligen Ent-
scheidung gegen politische Betätigung unver-
meidlich das Feld für die Reaktion, die wie-
derum immer auf dem Sprung steht, aus politi-
scher Abstinenz politisches Kapital zu schla-
gen.
In diesem System von Verhaltensnormen gibt 
es kein Menschenrecht auf eine unpolitische 
Existenz, die sich ihre Zwecke außerhalb des 
öffentlichen Lebens sucht. Die Hingabe an wis-
senschaftliche Erkenntnis oder ästhetisches 
Schöpfertum erscheint hier ebenso verdächtig 
wie die Identifizierung mit dem Beruf, den 
man ausübt.

Mit der Umwertung der sozialen Entwick-
lungsmodalitäten sowie des individuellen Ver-
haltensmusters hängt auch die besondere Be-
wertung der Rolle der Gewalt in der mensch-
lichen Geschichte zusammen. Wie stark übri-
gens die Glorifizierung der umstürzenden Ge-
walt auch auf das allgemeine Geschichtsver-
ständnis und die öffentliche Meinung abgefärbt 
hat, mag man daraus ersehen, daß in zeitge-
schichtlichen und sehr oft auch in aktuellen 
Äußerungen leerformelhaft beklagt wird, daß 
es in der deutschen Geschichte keine radikale 
Revolution gegeben habe. Sicherlich hat Marx 
nicht nur metaphorisch die Gewalt als die Ge-
burtshelferin des Neuen bezeichnet, aber da-
mit nicht den humanen Charakter, die Wünsch-
barkeit und die Möglichkeit eines evolutionä-
ren Sozialprozesses unter demokratischen Ver-
hältnissen prinzipiell in Abrede gestellt. In der 
Einleitung zum Programm der französischen 
Arbeiterpartei hat Marx ausdrücklich erklärt,

IV. Die Rolle der Gewalt

daß die Arbeiter das Wahlrecht aus einem Mit-
tel der Prellerei in ein Werkzeug der Be-
freiung verwandelt hätten2). Die einseitige 
und verengte Rezeption der Marxschen Revo-
lutionstheorie hat in der linksradikalen Ideolo-
gie zur Verklärung der Gewalt geführt.

2) Zitiert nach der Einleitung von Friedrich Engels 
für das Werk von Karl Marx, Die Klassenkämpfe 
in Frankreich 1848 bis 1850, in: Karl Marx und 
Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei 
Bänden, Bd. I, Berlin 1951, S. 114.

Die Gewaltmetaphysik bildet einen wesentli-
chen Bestandteil der linksradikalen Gesell-
schaftstheorie. In ihr figuriert die Gewalt als 
ein ontologisches Phänomen, das aus der 
menschlichen Geschichte solange nicht wegge-
dacht werden kann, wie es noch die kapitalisti-
sche Gesellschaft gibt. Solange die kapitalisti-
sche Gesellschaft noch existiert, gleichviel in 
welchen politischen Organisationsformen, 



bleibt die Gewalt in dieser Interpretation eine 
unaufhebbare Begleiterscheinung des sozialen 
Entwicklungsprozesses. In diesem Geschichts-
verständnis ist es daher pure Heuchelei, die 
Anwendung von Gewalt aus moralischen 
Gründen zu kritisieren und zu verwerfen. Die 
Verurteilung der Gewalt, ohne sie mit dem 
revolutionären Fortschritt in direkte Bezie-
hung zu setzen, erscheint hier deswegen als 
blanker Zynismus, weil der Linksradikalismus 
davon ausgeht, daß die bürgerliche Gesell-
schaft selbst nur durch die Androhung und 
Anwendung von Gewalt existenzfähig ist. Das 
bedeutet aber, daß über den moralischen Stel-
lenwert der Gewalt nur entschieden werden 
kann, wenn man sich über die „progressive" 
und die „reaktionäre" Rolle der Gewalt Klar-
heit verschafft hat. In diesem Zusammenhang 
gilt die Gewalt, die zur Aufrechterhaltung der 
bestehenden demokratischen Staatsordnung 
benutzt wird, als reaktionär. Im Rahmen einer 
progessiven und revolutionären Bewegung er-
scheint hingegen die Anwendung von Gewalt 
gegen offene und heimliche Feinde des Fort-
schritts sowohl historisch als auch moralisch 
legitim. In den Perspektiven des sozialen Fort-
schritts ist sie ein selbstverständliches und er-
laubtes Mittel der Befreiung.

Diese doppelbödige Gewaltlehre spielt eine 
wichtige Rolle in der linksradikalen Ausein-
andersetzung mit der demokratischen Staats-
und Gesellschaftsordnung. Die Anwendung 
von Gewalt kann heute nicht mehr unmittel-
bar aus der Erfahrung politischer Unter-
drückung oder existenzgefährdender Ausbeu-
tung abgeleitet und gerechtfertigt werden. 
Man kann das heute um so weniger, als es in 
der parlamentarischen Demokratie ein gesamt-
gesellschaftlich anerkanntes und rechtlich kodi-
fiziertes Instrumentarium zur gewaltlosen 
Überwindung sozialer Ungleichheit gibt.
Die Anwendung von Gewalt oder anderer, 
subtilerer Formen des sozialen Zwanges stellt 
schlechthin das Gegenprinzip zu den allgemein 
anerkannten demokratischen Verfahrenswei-
sen dar. Der Humanitätsanspruch der demokra-
tischen Staatsordnung, der ganz wesentlich auf 
der von einer breiten Zustimmung getragenen 
gewaltfreien Strategie zur Überwindung so-
zialer Konflikte beruht, ist so fest im öffentli-
chen Bewußtsein verankert, daß es schon eines 
ganz beträchtlichen intellektuellen Aufwandes 
und einer abstrakten Vergröberung aller em-
pirischen Konflikte in der Gesellschaft bedarf, 
um die Legitimität von physischer Gewalt 
überhaupt sinnvoll ins Gespräch zu bringen. 
Aus diesem Grunde befolgt die linksradikale 
Agitation die Regel, auf der Existenz des Wi-
derspruches zwischen Kapital und Arbeit in 

abstrakter Form zu beharren, die Möglichkeit 
einer gewaltfreien Lösung dieses Konfliktes in 
der bestehenden Ordnung prinzipiell zu be-
streiten und jeden konkreten Fortschritt beim 
Abbau sozialer Spannungen herabzusetzen.
In Demokratien auf industriegesellschaftlicher 
Entwicklungsstufe läßt sich die Anwendung 
von Gewalt grundsätzlich nur plausibel ma-
chen, wenn man im sozialen Bewußtsein den 
Eindruck der äußersten Unerträglichkeit und 
allgemeinen Ungerechtigkeit der bestehenden 
Verhältnisse zu wecken vermag. Die in einer 
demokratischen Gesellschaft verinnerlichten 
Vorbehalte gegen ein gewaltsames Vorgehen 
brechen naturgemäß am leichtesten zusammen, 
wenn man die Vorstellung zu erzeugen ver-
mag, daß die bestehende Ordnung selber nur 
durch rohe Gewalt erhalten wird. Die links-
radikale Agitation verfolgt hier die Absicht, 
die ethischen Barrieren mit einer massiven Kri-
tik niederzureißen. Sie bedient sich dabei ein-
mal der Behauptung, daß allein schon der dem 
Kapitalismus innewohnende Widerspruch zwi-
schen Kapital und Arbeit ausreiche, um die Un-
menschlichkeit dieses Systems zu beweisen. 
Aus diesem Grundwiderspruch ergebe sich 
zwangsläufig die Aggressivität des kapitalisti-
schen Systems, die sich nach innen in rück-
sichtsloser Profitgier und nach außen in der 
Verstrickung in imperialistische Kriegsaben-
teuer äußere. Zum anderen indoktriniert man 
die These, daß sich die bürgerliche Gesell-
schaft ohne jede historische Alternative zum 
Faschismus entwickle, ja daß der Faschismus 
schon heute überall in der Bundesrepublik ge-
genwärtig sei, ständig vordringe und sich un-
vermeidlich durchsetzen werde. Wenn man 
sich erst einmal vermittels einer solchen In-
doktrination in die Vorstellung hineingestei-
gert hat, daß die sozialen Konflikte des 19. 
Jahrhunderts nicht nur nichts von ihrer In-
tensität eingebüßt, sondern sich sogar durch 
die Gefahr des Faschismus potenziert hätten, 
dann ist die Anwendung von Gewalt zur Be-
seitigung der bestehenden Ordnung nicht nur 
ein wohlbegründetes Menschenrecht, sondern 
auch eine allgemeine politische Pflicht.

In der positiven Bewertung der Gewalt als 
Schrittmacher des Fortschritts deuten sich 
schließlich noch jene Argumentationsfiguren 
in der linksradikalen Ideologie an, mit denen 
man den sozialen Zwang auch noch nach der 
sozialistischen Revolution ausüben und be-
gründen kann. Das Recht, auch Gewalt gegen 
die Demokratie einzusetzen und ihren Umfang 
nach dem Widerstand zu bemessen, auf den sie 
trifft, wird mit der Absicht begründet, eine 
gewaltfreie Gesellschaft zu schaffen. Betrachtet 
man die linksradikale Gewaltmetaphysik et-



was genauer, so zeichnen sich sofort Argumen-
tationsmuster ab, mit denen man die Anwen-
dung von Gewalt selbst unter sozialistischen 
Entwicklungsbedingungen rechtfertigen kann. 
Folgt man nämlich dieser Gewaltlehre, in der 
Fortschritt und Gewalt eng verbunden sind, so 
bleibt die Gewalt auch nach der Revolution 
und auch noch während des sozialistischen 
Aufbaus in den Händen der Gralshüter der Re-
volution das wirksamste Mittel, die neue Ge-
sellschaft gegen alle inneren und äußeren 
Feinde zu schützen.
In diesem Orientierungssystem erscheinen alle 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Schwie-
rigkeiten, auf die die progressive Planung 
stößt, nicht als immanente Probleme des So-
zialismus, sondern grundsätzlich als Machen-

schaften der Reaktion oder Intrigen des Klas-
senfeindes, die man gewaltsam bekämpfen 
muß. Aus der falschen Erwartung, daß die so-
zialistische Gesellschaft keine ernsthaften im-
manenten Probleme kennt und ohne willkür-
liche Störungen harmonisch verläuft, folgt 
ideologisch konsequent der Schluß, daß die in 
der nachrevolutionären Praxis auftretenden 
Konfliktherde vom Klassenfeind angezettelt 
werden und daher mit Gewalt unterdrückt 
werden dürfen. Erst von hier aus wird die De-
generation der linksradikalen Gewaltmetaphy-
sik in ihrem ganzen Umfang einsichtig: Sie be-
ginnt mit der Rechtfertigung der Gewalt zur 
Niederschlagung der Reaktion und endet mit 
der Legitimierung der Gewalt auch bei der 
Sicherung der sozialistischen Zukunft.

V. Der Elitismus

Die enge Verquickung von Moral, Gewalt und 
Fortschritt stellt einen eklatanten Rückschritt 
in der Entwicklung der politischen Philosophie 
dar. Während die strenge Trennung von Ge-
walt und Fortschritt die Erprobung gewalt-
freier Strategien des sozialen Fortschritts un-
terstützt, verschüttet die linksradikale Ge-
schichtsideologie diese elementaren Bedingun-
gen zur Humanisierung des Sozialprozesses. 
Innerhalb dieses ideologischen Entwicklungs-
ideals kann die Anwendung von Gewalt nur 
allzuleicht mit esoterischen Argumenten be-
gründet und erklärt werden. Ganz ähnlich ver-
hält es sich mit dem linksradikalen Demokra-
tieverständnis. In einer ersten Formulierungs-
schicht gibt sich der Linksradikalismus demo-
kratisch und egalitär. Schaut man jedoch hin-
ter die Fassade, so findet man als Bodensatz 
ein ausgeprägtes und selbstgerechtes Mis-
sionsbewußtsein bei jenen, die auf absolute 
Egalität pochen.
Die Anwälte der Revolution sind von der 
Überzeugung beherrscht, daß sie auserwählt 
seien, eine historische Aufgabe zu erfüllen, 
die ihnen niemand abnehmen könne. Als Voll-
strecker dieser historischen Mission fühlen sie 
sich von allen konventionellen sozialen Rück-
sichten entbunden und nur den Entwicklungs-
gesetzen der Geschichte verantwortlich. Der 
Glaube, nur dann dem Fortschritt zu dienen, 
wenn man sich nach den abstrakten Sinnten-
denzen der Geschichte richtet, bedeutet aber 
die Bindung an ein außermenschliches Prinzip, 
an ein abstraktes Allgemeines, das keine Rück-
sichten für das Besondere und Individuelle 
kennt. Die Bindung an einen vorformulierten 
Musterkatalog der Geschichte bedeutet aber 

für das politische Handeln, daß man sich im 
Zweifelsfall nicht an den realen Bedürfnissen 
der Gesellschaft, sondern immer nur in den 
Grenzen des abstrakten Dogmas orientiert.

Das politische Sendungsbewußtsein umreißt 
nur die elitären Grundpositionen des Links-
radikalismus. Die Rechtfertigung dieses Elitis-
mus äußert sich wiederum in zwei charakteri-
stischen Denkfiguren: Die Vertreter des links-
radikalen Sendungsbewußtseins verstehen sich 
zwar immer nur als ein Teil der breiten Volks-
massen, denen sie sich verbunden meinen, aber 
indem sie ihre Verbundenheit mit den Massen 
betonen, begreifen sie sich gleichzeitig als je-
ner Teil der Massen, der die Bedürfnisse und 
Interessen des Volkes besser kennt als das 
Volk selbst. Sie glauben die Interessen der 
Massen besser zu kennen, weil sie die Struk-
turgesetze der sozialen Bedürfnisse wissen-
schaftlich durchschaut zu haben meinen.

Inhaltlich schreiben nun diese Strukturgesetze 
vor, daß die Volksmassen in der kapitalisti-
schen Gesellschaft ausgebeutet, unterdrückt 
und gedemütigt werden und sich auch dem-
entsprechend verhalten. Wenn aber die ar-
beitende Bevölkerung von diesen revolutio-
nären Verhaltenserwartungen ab weicht, so 
signalisiert das Versiegen des revolutionären 
Elans nur, daß es der herrschenden Klasse ge-
lungen ist, die Massen zu bestechen oder zu be-
trügen. In diesem Fall hat die kleine Gruppe 
der Wissenden, die sich weder betrügen noch 
korrumpieren läßt, die unabdingbare Pflicht, 
stellvertretend für das Volk zu handeln. In 
solchen Situationen hat die Avantgarde des 
Proletariats die Pflicht, die Führung der Mas-



sen zu übernehmen und vorsorglich für jene 
zu denken und zu handeln, die schuldlos in 
eine unmündige Abhängigkeit geraten sind.

Nun gehört der Anspruch, die Massen zu füh-
ren, zu den traditionellen Grundlagen des 
Linksextremismus. Schon Lenin hat um die 
Jahrhundertwende erklärt, daß die Arbeiter-
schaft aus eigener intellektueller Kraft niemals 
in der Lage sein werde, ein sozialistisches Be-
wußtsein hervorzubringen und daher durch 
eine zielklare sozialistische Intelligenz geführt 
werden mü 3sse ). In den letzten Jahren ist die-
ses leninistische Argument, namentlich unter 
dem Eindruck industriegesellschaftlicher Ent-
wicklungen, ausgeweitet und ergänzt worden. 
Heute wird in der einschlägigen Literatur zur 
Begründung des Führungsanspruches durch 
eine Elite nicht mehr so sehr die ökonomisch 
bedingte geistige Unreife der Massen ange-
führt, sondern immer häufiger darauf verwie-
sen, daß die Grundwidersprüche der kapitali-
stischen Gesellschaft von der arbeitenden Be-
völkerung nicht mehr direkt erfahren und da-
her nur schwer erkannt werden können, so 
daß man einer wissenschaftlich aufgeklärten 
Elite bedarf, um das Wirken dieses destrukti-
ven Widerspruchs verständlich zu machen.
Mit diesen Überlegungen wird aber die Idee 
der sozialistischen Revolution, die sich nach 
Marx als Ergebnis eines unmittelbar erlebten 
Bedürfnisses in den Massen ausbreiten sollte, 
in eine Sache der intellektuellen und abstrak-
ten Erkenntnis umgeformt Die Deformation 
des Marxismus besteht in diesem Zusammen-
hang darin, daß in der sozialistischen Ur-

3) W. I. Leniri, Was tun? Brennende Fragen unse-
rer Bewegung, in: W. I. Lenin, Ausgewähite Werke 
in zwei Banden, Bd. I, Moskau 1946, S. 199.

Sprungskonzeption die Volksmassen selbst die 
Notwendigkeit der Revolution existenziell er-
fahren, während sie in der modernen Version 
in ihrer Notwendigkeit lediglich auf Grund 
eines abstrakten Erkenntnisprozesses eingese-
hen werden kann. In der linksradikalen Form 
ist die sozialistische Revolution daher nicht 
mehr durch die empirischen Bedürfnisse der 
Gesellschaft motiviert — die Beachtung dieser 
Bedürfnisse hat sogar konterrevolutionäre 
Folgen —, sondern durch theoretische Erkennt-
nis begründet.
Die Behauptung, daß die sozialistische Revo-
lution unter industriegesellsOhaftlichen Bedin-
gungen nur vermittels theoretischer Analysen 
in ihrer Notwendigkeit erkannt werden könne 
und nicht mehr in der Bedürfnisstruktur der 
Massen wurzle, begründet in neuer — und 
wie mir scheint —, recht aufschlußreicher 
Weise den elitären Führungsanspruch der 
linksradikalen Intelligenz. Denn wenn man 
erst akzeptiert, daß die sozialistische Revolu-
tion in der modernen Industriegesellschaft 
nicht mehr äüs der tatsächlichen Bedürfnis-
Struktur der Arbeiterschaft abgeleitet werden 
könne, sondern zu einer Sache der theoreti-
schen Erkenntnis geworden sei, dann können 
die Massen selbst überhaupt nicht mehr über 
den Zeitpunkt, den Charakter und den Ablauf 
der Revolution mitbestimmen. Sie sind dann in 
dieser Schicksalsfrage auf Gedeih oder Ver-
derb den Entscheidungen ihres Führungska-
ders ausgesetzt. Eine Revolutionsidee, die aus 
abstrakten Erkenntnissen resultiert, wird 
endgültig zu einer Domäne der wissenden 
Elite, die damit ihren traditionellen Führungs-
anspruch auf das Wirksamste mit dem Hinweis 
auf ihre intellektuellen Qualitäten absichern 
kann.



Robert Fritzsch

Entnazifizierung
Der fast vergessene Versuch einer politischen Säuberung nach 1945

„Mit Gesetzen, Verordnungen und staatlichen 
Hoheitsakten ist der unseligen Entnazifizie-
rung nicht mehr beizukommen. Nur ein Akt 
menschlicher Hoheit kann sie in die Tiefe des 
Vergessens bannen. Da gehört sie hin", 
schrieb 

1
im Jahre 1951 die Wochenzeitung 

„Christ und Welt" ). Die Entnazifizierung 
ist in der Tat dort gelandet, wohin diese 
Zeitung sie wünschte. Der Begriff und die da-
mit bezeichneten Ereignisse sind aus dem Be-
wußtsein der heute Lebenden fast völlig 
verschwunden, obwohl viele von ihnen noch 
selbst Betroffene und Ausführende der soge-
nannten „Entnazifizierung" waren. Als das 
Wort (eine Übersetzung von denacifica-
tion) nach Kriegsende auftauchte, begann es 
Millionen von Deutschen Angst und Sorgen 
einzujagen. Die Maßnahmen der Entnazifizie-
rung hatten einschneidende Folgen für die 

wirtschaftliche, gesellschaftliche und politische 
Existenz eines großen Teils des deutschen 
Volkes, jedenfalls in den ersten Nachkriegs-
jahren. Daß diese Folgen nur von sehr be-
grenzter Dauer sein sollten, ahnte damals nie-
mand. Verfolgt man heute die Geschichte der 
Entnazifizierung, ist es allerdings weniger 
erstaunlich, daß so gründlich „vergessen" wer-
den konnte.

Die Auflösung von nationalsozialistischen Or-
ganisationen, die Entfernung von NS-Symbo-
len und dergleichen war zwar auch „Entnazi-
fizierung", aber im Bewußtsein und Sprach-
gebrauch der Zeitgenossen wurde der Begriff 
schon 1945 auf die gegen Personen gerichteten 
Maßnahmen eingeengt; es geht auch im fol-
genden nur um Entnazifizierung in diesem 
engeren, personellen Sinn.

Das nationalsozialistische Deutschland hatte 
durch seine hegemoniale Machtpolitik Groß-
britannien, die Sowjetunion und die USA zu 
Partnern einer Kriegskoalition gemacht. Zu 
den wenigen Zielen, über die grundsätzlich 
Einvernehmen zwischen den ungleichen und 
von sehr unterschiedlichen Interessen bestimm-
ten Partnern herrschte, gehörte die Absicht, 
Deutschland nicht nur militärisch und poli-
tisch niederzuringen, sondern es nach Kriegs-
ende derart zu schwächen, daß es die Sicher-
heit der europäischen Staatenwelt in absehba-
rer Zeit nicht wieder gefährden konnte. Dazu 
mußte nach Auffassung der Alliierten zwin-
gend die vollständige Ausschaltung und Ver-
nichtung des Nationalsozia1 mus gehören, da 
man in ihm neben dem traditionellen Militaris-
mus die Haupttriebkraft der deutschen Politik 
zwischen den beiden Weltkriegen erblickte. Be-
reits in der „Atlantik-Charta" vom 12. August 
1941, in der der amerikanische Präsident 
Roosevelt und der englische Premierminister 
Churchill die gemeinsamen Friedensziele ihrer 
Länder darlegten, ist von der Hoffnung die 
Rede, „daß nach der endgültigen Zerstörung

2) Zit. nach: Ernst Deuerlein, Die Einheit Deutsch-
lands, Band 1 Frankfurt 19612 3, S. 304.
3) Boris Meissner, Die Vereinbarungen der Europä-
ischen Beratenden Kommission über Deutschland 
von 1944/45, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 46/70, S. 4.1) Christ und Welt, 4 (1951), Nr. 44, S. 4.

I. Vorgeschichte

der Nazityrannei ein Friede geschaffen wird, 
der 

2

allen Nationen die Möglichkeit gibt, in 
Sicherheit innerhalb ihrer eigenen Grenzen 
zu leben" ).
Angesichts der für die Alliierten wenig gün-
stigen Kriegslage von 1943 war für diese die 
Erörterung der Frage, wie das vage formu-
lierte Kriegsziel der Vernichtung des National-
sozialismus erreicht werden sollte und welche 
Konsequenzen sich daraus für 

3

die Regelung 
der deutschen Nachkriegsverhältnisse ergeben 
mußten, nicht dringend. Auf der Moskauer 
Konferenz der Außenminister der drei Groß-
mächte (18.—30. Oktober 1943) wurde die ge-
meinsame Bildung einer „Europäischen Bera-
tenden Kommission" (European Advisory 
Commission, EAC) in London vereinbart, die 
zu den Fragen der europäischen Nachkriegs-
ordnung und, als „die einzige Institution zur 
Vorbereitung und Festlegung der alliierten 
Nachkriegspolitik in Deutschland" ), vor allem 



auch zu den Fragen der Behandlung Deutsch-
lands nach dessen Kapitulation Empfehlungen 
ausarbeiten sollte.
Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
Westmächten und der Sowjetunion, wie sie in 
nahezu allen Konferenzen und Gremien der 
Alliierten in der zweiten Kriegshälfte zutage 
traten, behinderten auch die Tätigkeit dieser 
seit dem 14. Januar 1944 arbeitenden Kommis-
sion. Es kam zu Vereinbarungen über die Be-
setzung und Kontrolle Deutschlands und über 
die gemeinsame Verantwortung der vier Sie-
germächte, aber nicht zur Fixierung einer in-
teralliierten Deutschlandpolitik. Um die 
Kriegsallianz nicht übermäßig zu belasten und 
die zugesagte Mitarbeit der Sowjetunion bei 
einer zur Sicherung des Weltfriedens zu grün-
denden internationalen Organisation nicht zu 
gefährden (ein besonders dringendes Anliegen 
Roosevelts), nahm man es seitens der West-
mächte in Kauf, Meinungsverschiedenheiten 
nicht bis zum Ende auszutragen und Festlegun-
gen vor sich herzuschieben. Die Verhandlun-
gen der „Großen Drei" (Stalin, Roosevelt, 
Churchill) auf der Konferenz in Jalta (4. bis 
11. Februar 1945) brachten zur Frage, wie 
Deutschland nach Kriegsende zu behandeln sei, 
nur in einigen konkreten Punkten Einigung. 
In der „Amtlichen Verlautbarung" über die 
Konferenz erklärten die „Großen Drei": „Es 
ist unser unbeugsamer Wille, den deutschen 
Militarismus und Nationalsozialismus zu zer-
stören und dafür Sorge zu tragen, daß Deutsch-
land nie wieder imstande ist, den Weltfrie-
den zu stören.,., Es ist nicht unsere Absicht, 
das deutsche Volk zu vernichten, aber nur 
dann, wenn der Nationalsozialismus und Mi-
litarismus ausgerottet sind, wird für die Deut-
schen Hoffnung auf ein würdiges Leben und 
einen Platz in der Völkergemeinschaft beste-
hen." 4) Die weiteren Aussagen über die ge-
plante politische Säuberung waren spärlich: 
Die NSDAP und alle nationalsozialistischen 
Gesetze, Organisationen und Einrichtungen 
sollten beseitigt und alle nationalsozialisti-
schen Einflüsse aus öffentlichen Dienststellen 
und dem kulturellen und wirtschaftlichen Le-
ben des deutschen Volkes ausgeschaltet wer-
den.
Die zu jener Zeit in den USA sich geltend ma-
chende Neigung zur Moralisierung der Politik, 
d. h. der Einbeziehung moralischer Kategorien 
in politische Entscheidungsprozesse und Ak-
tionen, gewann zunehmende Bedeutung auch 
für die Entwicklung des Entnazifizierungspro-
blems. Mit der politischen Zielsetzung — Aus-
schaltung aller nationalsozialistischen Ein-

4) Zit. nach: Ernst Deuerlein, a. a. O., S. 326. 

flüsse auf die Nachkriegsentwicklung im In-
teresse der Sicherung des Friedens — verband 
sich untrennbar ein moralischer Aspekt: Ent-
nazifizierung als Bestrafung von Anhängern 
des Nationalsozialismus. Der allgemeinen De-
klaration des Ziels, den Nationalsozialismus 
zu vernichten, folgten keine Ausführungsbe-
stimmungen, so daß, verstärkt durch die unter-
schiedlichen Auffassungen der Siegermächte 
über die Lösung der Nachkriegsprobleme, eine 
sehr unterschiedliche Auslegung und Handha-
bung der im Grundsatz beschlossenen politi-
schen Säuberung möglich wurde. Den Ober-
befehlshabern der alliierten Streitkräfte, die 
zum Zeitpunkt der bedingungslosen Kapi-
tulation Deutschlands die oberste Gewalt in 
den besetzten Gebieten übernahmen, und spä-
ter den Militärgouverneuren standen keiner-
lei von den Siegermächten gemeinsam ausge-
arbeitete Richtlinien zur Verfügung, wie das 
Problem einer politischen Säuberung praktisch 
und in allen Besatzungszonen einheitlich 
durchgeführt werden sollte.

Beim Oberkommando der US-Besatzungsstreit-
kräfte traf Mitte Mai 1945 als Geheimdoku-
ment eine Direktive ein, die die Grundsätze 
und Ziele der US-Besatzungspolitik zusammen-
faßte und Anweisungen für die Arbeit der US-
Militärregierung enthielt. Diese Direktive JCS 
1067, von mehreren amerikanischen Bundes-
behörden in langwierigen Verhandlungen 
1944/45 erarbeitet und deutlich vom Geist 
einer Bestrafungspolitik geprägt (sie hatte 
nach dem Urteil von General Lucius D. Clay, 
dem Stellvertretenden US-Militärgouverneur, 
„einen Karthagofrieden zum Ziel, der unser 
Handeln in den ersten Besatzungsmonaten be-
stimmte" 5)), enthielt erstmals Einzelheiten zur 
praktischen Durchführung der Entnazifizie-
rung. Obwohl sich die Hoffnung der Ameri-
kaner auf Annahme durch die Regierungen der 
anderen Besatzungsmächte nicht erfüllte, 
wurde die Direktive JCS 1067 in der Folge zur 
wichtigsten Grundlage der Entnazifizierung 
nicht nur in der US-Besa 6tzungszone ),

Die Vorstellungen von JCS 1067 über Ziele 
und Methoden einer politischen Säuberung im 
besetzten Deutschland wurden, z. T. nahezu 
wörtlich, in die Beschlüsse der Potsdamer 
Konferenz (17. 7.—2. 8. 1945) übernommen. Zu 
den zahlreichen Zielen dieser längsten und

5) Lucius D. Clay, Entscheidung in Deutschland, 
Frankfurt 1950, S. 33.
6) JCS 1067 wurde erstmals veröffentlicht am 
17. 10. 1945 und bestimmte offiziell die US-Be-
satzungspolitik bis zur Ablösung durch JCS 1779 
am 11. 7. 1947. Entstehungsgeschichte und Text (im 
Auszug und in Übersetzung): Ernst Deuerlein, 
a. a. O., S. 52 f. und 335 ff. 



letzten Zusammenkunft der Regierungschefs 
der im Zweiten Weltkrieg verbündeten Groß-
mächte gehörte die endgültige Festlegung 
einer gleichgeschalteten Besatzungspolitik der 
Alliierten im besiegten Deutschland. In dem 
Deutschland betreffenden Teil des umfangrei-
chen Abschluß-Kommuniques, das die Be-
schlüsse und Empfehlungen der Konferenz zu-
sammenfaßte (meist als „Potsdamer Abkom-
men" bezeichnet), hieß es eingangs, daß das 
deutsche Volk anfange, „die furchtbaren Ver-
brechen zu büßen, die unter der 
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Leitung derer, 
welche es zur Zeit ihrer Erfolge offen gebilligt 
hat und denen es blind gehorcht hat, began-
gen wurden" ). Als Ziele und Bereiche einer 
notwendigen politischen Säuberung wurden im 
einzelnen aufgeführt: Vernichtung der NSDAP 
und ihrer angeschlossenen Gliederungen und 
Organisationen — Gewährleistung dafür, „daß 
sie in keiner Weise wieder auferstehen kön-
nen" — Abschaffung aller vom NS-Geist ge-
prägten Gesetze — Verhaftung leitender NS-
Funktionäre und einflußreicher Anhänger des 
Nationalsozialismus — Entfernung aller mehr 
als nominellen Parteimitglieder aus öffentli-
chem und halböffentlichem Dienst und wichti-
gen Stellungen der Wirtschaft — Ausschaltung 
von nationalsozialistischen Lehren aus dem 
Erziehungswesen. Der Katalog von Negativ-
Forderungen wurde ergänzt durch Bestimmun-
gen, die eine spätere demokratische Verwal-
tung und Politik in Deutschland vorbereiten 
sollten.

An die Potsdamer Beschlüsse war der am 
5. Juni 1945 geschaffene Alliierte Kontrollrat 
für Deutschland gebunden. Aufgrund eines 
Viermächteabkommens der Siegermächte üb-
ten in den Besatzungszonen die jeweiligen 

Oberbefehlshaber im Namen ihrer Regie-
rungen die oberste Gewalt aus. Für alle 
Deutschland als Ganzes betreffenden Angele-
genheiten war dagegen ein oberstes Regie-
rungs- und Kontrollorgan zuständig, der er-
wähnte Kontrollrat, den die vier Oberbefehls-
haber gemeinsam bildeten. Er sollte ausdrück-
lich laut Proklamation vom 5. Juni 1945 „für 
eine angemessene Einheitlichkeit des Vorge-
hens der einzelnen Oberbefehlshaber in ihren 
entsprechenden Besatzungszonen" sorgen8). 
Die nach Kriegsende rasch wachsenden Mei-
nungsverschiedenheiten und Spannungen zwi-
schen den Siegermächten erschwerten aber 
erheblich die Arbeit des Kontrollrats, dessen 
Entscheidungen einstimmig getroffen werden 
mußten. Im Bereich der Entnazifizierung erließ 
der Kontrollrat die Direktiven Nr. 24 vom 
12. Januar 1946 („Entfernung von National-
sozialisten und Personen, die den Bestrebun-
gen der Alliierten feindlich gegenüberstehen, 
aus Ämtern und verantwortlichen Stellungen") 
und Nr. 38 vom 12. Oktober 1946 („Verhaf-
tung und Bestrafung von Kriegsverbrechern, 
Nationalsozialisten und Militaristen und die 
Internierung, Kontrolle und Überwachung von 
möglicherweise gefährlichen Deutschen"). Die 
Kontrollrats-Richtlinien zur Durchführung der 
politischen Säuberung stützten sich weitgehend 
auf die Entnazifizierungs-Gesetzgebung und 
-Praxis der US-Zone. Aber diese spät erlas-
senen Direktiven konnten die Entnazifizie-
rungsmaßnahmen der vier Besatzungszonen 
praktisch nicht mehr vereinheitlichen. Die un-
terschiedliche Entwicklung der Zonen, die 
schon bald nach Kriegsende eingesetzt hatte, 
vermochte der Kontrollrat nicht mehr zu 
steuern.

8) Zit. nach: Ernst Deuerlein, Die Einheit Deutsch-
lands, a. a. O., S. 341.
8a) Die Wiedergabe von Fakten und Daten erfolgt 
hauptsächlich auf der Grundlage folgender Werke: 
Michael Balfour, Vier-Mächte-Kontrolle in Deutsch-
land 1945—1946, Düsseldorf 1959; Lucius D. Clay, 
Entscheidung in Deutschland, Frankfurt 1950; Justus 
Fürstenau, Entnazifizierung, Neuwied 1969; John 
Gimbel, Amerikanische Besatzungspolitik in 
Deutschland 1945—1949, Frankfurt 1971.
9) Lutz Niethammer, Die amerikanische Besatzungs-
macht zwischen Verwaltungstradition und politi-
schen Parteien in Bayern 1945, in: Vierteljahrs-
hefte für Zeitgeschichte, 15 (1967), S. 163.

II. Verlauf

In den ersten Monaten der Besatzungszeit wa-
ren Art und Weise der politischen Säuberung 
in den vier Zonen sehr ähnlich. Anhand 
von Listen, die von den Führungsspitzen 
der Besatzungstruppen herausgegeben und in 
denen sowohl bestimmte Personen als auch 
Kategorien von NS-Funktionären, hohen Be-
amten und dergleichen aufgeführt waren, er-
folgten zahlreiche Verhaftungen. Teilweise

9

 ge-
schah das in Form „eines Wettkampfs aller um 
die Inhaftierung von Naziführern als den 
eigentlichen Kriegstrophäen" ). In allen Zonen 
entstanden Internierungslager bzw. begannen 
erst vor kurzem geräumte Konzentrations-
7) Zit. nach: Ernst Deuerlein, Potsdam 1945, Mün-
*en 1963, S. 353.

lager, wie z. B. Buchenwald, sich wieder zu fül-
len. Bei den Aktionen der ersten Monate wur-
den inhaftiert: in der US-Zone 95 250, in der 
britischen Zone 64 500, in der französischen 



Zone 18 963, in der sowjetischen Zone 67 179 
Personen (von diesen insgesamt rd. 245 000 
Inhaftierten wurden bis 1. Januar 1947 rd. 
100 000 wieder entlassen). Viele Betriebe wur-
den beschlagnahmt und besonders im öffent-
lichen Dienst zahlreiche Entlassungen und Be-
rufsverbote angeordnet. Daneben gab es eine 
Vielzahl spontaner örtlicher Aktionen, bei de-
nen gelegentlich auch politische Gegner des 
Nationalsozialismus die Initiative ergriffen: 
die Beschlagnahme von Wohnräumen ehemali-
ger Nationalsozialisten in den zerbombten 
Großstädten, die Verpflichtung zu Schutträu-
mungsarbeiten (z. B. in Würzburg), der Entzug 
von Lebensmittelkarten (z. B. in Berlin-Rei-
nickendorf). Mit Ausnahme der Sowjetzone, 
wo die Besatzungsmacht schon frühzeitig sich 
der Mitwirkung „antifaschistischer" Ausschüs-
se unter Führung von Linksgruppen bediente, 
spielten in der ersten Phase der Entnazifizie-
rung deutsche Stellen nur eine sehr geringe 
Rolle.

Für die politische Säuberung in den Zonen der 
Westmächte, für deren Besatzungsstreitkräfte 
bis zum 14. Juli 1945 ein gemeinsames Haupt-
quartier bestand, war die bereits erwähnte 
Generalstabsdirektive JCS 1067 richtungwei-
send. Sie schrieb vor, daß alle mehr als nomi-
nellen Mitglieder der NSDAP und alle aktiven 
Anhänger des Nationalsozialismus aus dem 
öffentlichen Dienst und aus wichtigen Stel-
lungen in staatlichen und wirtschaftlichen Or-
ganisationen und Verbänden, in Wirtschafts-
betrieben, Bildungswesen, Presse und Rund-
funk zu entlassen seien. Als mehr als nomi-
nelle Mitglieder der Partei bzw. Anhänger des 
Nationalsozialismus sollten alle diejenigen 
gelten, die in der NSDAP oder einer ihrer 
Gliederungen ein Amt innehatten, an NS-
Verbrechen oder rassischen Verfolgungen bzw. 
Diskriminierungen teilgenommen hatten, sich 
offen zum Nationalsozialismus bekannten oder 
ihn freiwillig in besonderer Weise moralisch 
oder materiell unterstützten. Unmißverständ-
lich galt als Regel, daß Belastete keinesfalls 
„aus Gründen administrativer Notwendigkeit, 
Bequemlichkeit oder Nützlichkeit" in derarti-
gen Stellungen verbleiben sollten10 ). Ergänzt 
wurde die Direktive durch eine Liste von po-
litisch verdächtigen Organisationen und von 
Personengruppen, die nach den drei Katego-
rien „Automatisch zu verhaften", „Automatisch 
zu entlassen" und „Nach Gutdünken zu ent-
lassen" verzeichnet waren.

10) Michael Balfour, a. a. O., S. 264.

Der öffentliche Dienst wurde besonders 
gründlich gesäubert. Zunächst war auf Anwei-
sung der Militärregierung jeder im öffent-

liehen Dienst Stehende, der vor dem 1. Mai 
1933 Mitglied der NSDAP geworden war, zu 
entlassen. Die Bestimmung wurde durch eine 
am 7. Juli 1945 erlassene Direktive dahinge-
hend verschärft, daß jeder, der vor dem 1. Mai 
1937 der NSDAP beigetreten war oder, unab-
hängig vom Beitrittsdatum, ein Amt innehatte, 
entlassen werden mußte. Diese neue Entnazi-
fizierungsdirektive enthielt nicht weniger als 
136 verbindliche Ausschluß- und Entlassungs-
kategorien. In den Amtsblättern deutscher 
Stadtverwaltungen erschienen 1945/46 lange 
Listen mit den Namen der vom Dienst suspen-
dierten Mitarbeiter. In diesen Listen waren 
Dezernenten und Schuldirektoren ebenso wie 
Straßenbahnschaffner und Polizeiwachtmeister 
vertreten. In Bayern mußten z. B. von 18 000 
an Volksschulen tätigen Lehrkräften 10 000 
entlassen werden.
Um Nationalsozialisten als solche ausfindig zu 
machen und „nominelle" von „mehr als no-
minellen" unterscheiden zu können, entwickel-
te die Militärregierung einen Erhebungsbogen. 
Jeder Deutsche, der sich um eine halbwegs 
wichtige Stelle bewarb oder sich um Wieder-
einstellung bemühte, mußte einen derartigen 
„Fragebogen" ausfüllen. Er umfaßte 131 Fra-
gen, wobei nicht nur nach politischen Tätig-
keiten und Mitgliedschaften gefragt wurde, 
sondern auch nach der Partei, die man im No-
vember 1932 gewählt hatte, sogar nach et-
waigen Adelstiteln der Großeltern. Auf Fäl-
schung oder Unterschlagung von belastenden 
Tatsachen standen schwere Strafen. Für die 
Überprüfung der Fragebogen kam den Ame-
rikanern ein Zufall zu Hilfe. In einer Mün-
chener Papierfabrik wurde eine riesige amt-
liche Kartei von Mitgliedern der NSDAP und 
ihrer Gliederungen entdeckt, die dort zur Ver-
arbeitung in neues Papier bereitlag. Die Mili-
tärregierung ließ den wertvollen Fund nach 
Berlin bringen und zentral auswerten.

Das am 26. September 1945 erlassene Gesetz 
Nr. 8 der US-Militärregierung dehnte die Ent-
nazifizierung schließlich auf die gesamte pri-
vate Wirtschaft aus. Alle ehemaligen Mit-
glieder der NSDAP und ihrer Gliederungen 
mußten, unabhängig vom Beitrittszeitpunkt, 
aus allen qualifizierten Stellungen der freien 
Wirtschaft entlassen werden; eine Beschäfti-
gung war nur noch in „gewöhnlicher Arbeit“ 
erlaubt. So wurden aufgrund des Gesetzes 
Nr. 8 z. B. 25 000 Bankbeamte, etwa die Hälfte 
der gesamten Bankbeamtenschaft der US-
Zone, entlassen. Den Betroffenen blieb es 
überlassen, nachzuweisen, daß sie keine Akti-
visten waren, falls sie wiedereingestellt wer-
den wollten. Durch die Möglichkeit des Ein-
spruchs gegen ein ergangenes Urteil seitens 



des Betroffenen war beim Gesetz Nr. 8 erst-
mals eine individuelle Behandlung des Ent-
nazifizierungsproblems vorgesehen. Charak-
teristisch für die damalige Haltung der Ame-
rikaner ist eine Erinnerung General Clays: 
„Einmal gab es bei uns Aufregung, als her-
äuskam, daß eine der Putzfrauen in unserem 
Hauptquartier der NS-Frauenschaft in einer 
niederen Stellung ängehört hatte. Mir schien 
es überflüssig, sie zu entlassen, weil
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 ich mir 
keine passendere Beschäftigung für eine ehe-
malige Nationalsozialistin vorstellen konn-
te." ) Und General Joseph T. McNarney, seit 
Novetaber 1945 Militärgouverneur der US-Be-
satzungszbne, erklärte auf einer Pressekoni 
ferenz kurz nach seiner Amtsübernahme wört-
lich, ihm täten

12

 auch jene nicht leid, die nur 
Mitläufer waren: „Ich möchte jeden ehemali-
gen Nazi soweit wie möglich von jeder ver-
antwortlichen Stellung entfernt als gewöhn-
lichen Tagelöhner sehen.“ )

Missionarischer Eifer, unerbittliche Strenge 
und Perfektionsstreben dominierten bei der 
US-Militärregierung in der Ausführung ihrer 
Entnazifizierungsbestimmungen. Der hochde-
korierte Panzergeneral George S. Patton, der 
zu den populärsten Kriegshelden der Ameri-
kaner zählte, wurde im Herbst 1945 a

13

ls Mili-
tärgouverneur Bayerns amtsenthoben, weil 
er die Entnazifizierung nicht energisch genug 
durchführte und sie öffentlich kritisierte. Auch 
der erste von der Militärregierung eingesetzte 
Ministerpräsident Bayerns, Fritz Schäffer (der 
spätere langjährige Bundesfinanzminister), 
wurde u. a. wegen seiner widerstrebenden 
Haltung gegenüber der befohlenen politi-
schen Säuberung im September 1945 kurzer-
hand abgesetzt ).

Weniger konsequent und in der Auswirkung 
für die Betroffenen milder gingen die eng-
lischen Besatzungsbehörden vor. Vielfach ga-
ben bei ihnen wirtschaftliche Erwägungen und 
Verwaltungsbedürfnisse gegenüber Belangen 
der politischen Säuberung den Ausschlag. So 
erwog die englische Militärregierung im Früh-
jahr 1946 angesichts der personellen Schwie-
rigkeiten im Bergbau, die Entnazifizierung in 
diesem Wirtschaftszweig ganz einzustellen. 
Auch die Franzosen praktizierten weder Kon-
sequenz noch doktrinäre Handhabung. Bereit-
schaft zur Zusammenarbeit mit ihren Besat-
zungsbehörden und Absage an zentralistische 
Zukunftsvorstellungen waren ihnen wichtiger 
als Ausschaltung und Bestrafung. Die verschie-

denen Bestimmungen der Militärregierungen 
und des Kontrollrats, zuletzt besonders die 
Kontrollratsdirektive Nr. 24 vom 12. Januar 
1946 mit ihrer Aufzählung von 99 Kategorien 
automatisch zu entlassender Personen, hatten 
den Kreis der Betroffenen immer mehr an-
wachsen lassen. Auch die Kritik von seifen 
völlig unbelasteter deutscher Persönlichkeiten 
und Gruppen an der bisherigen Entnazifizie-
rungspraxis der Besatzungsbehörden verstärk-
te sich. Allmählich setzte sich die Erkenntnis 
durch, daß auf längere Sicht eine im Sinne der 
Besatzungsmächte befriedigende Lösung nur 
durch stärkere Beteiligung der Deutschen 
selbst möglich sei. General Clay schrieb nach 
Washington, „auch wenn das Kriegsministe-
rium 10 000 Amerikaner für diese Aufgabe 
schicke, könne er die amerikanische Zone 
nicht wirksam entnazifizieren und weiter ent-
nazifiziert halten" 14).

12) Lueius D. Clay, a. a. O„ S. 86.
13 c nach: Justus Fürstenau, a. a. O., S. 41.

I S. hierzu: Lutz Niethammer, a. a. O„ S. 195 ff.

14) Jhn Gimbel, a. a. O., S. 141.
15) Eine 1957 erschienene Lebensbeschreibung Wil-
helm Hoegners glaubt ihn wegen seiner seiner-
zeit scharfen Haltung in der Entnazifizierungsfrage 
in Schutz nehmen zu müssen und versucht eine nun-
mehr gewandelte Einstellung deutlich zu machen: 
Albrecht Graf Montgelas und Carl Nützel, Wil-
helm Hoegner, München 1957, S. 82 ff. In seiner 
Selbstbiographie dagegen (Der schwierige Außen-
seiter, München 1959) steht Hoegner voll zu seinen 
engagierten Bemühungen um eine gründliche poli-
tische Säuberung nach 1945. Er bequemte sich auch 
aus dem Abstand der Jahre heraus nicht zu einer 
opportunistischen Distanzierung.

Auch in der folgenden neuen Phase der politi-
schen Säuberung waren es die Amerikaner, die 
neue Methoden entwickelten. Am 4. Dezem-
ber 1945 forderte General Clay den im No-
vember 1945 als gemeinsames Koordinierungs-
und Gesetzgebungsorgan der Länder der US-
Zone gegründeten „Länderrat" auf, einen Ent-
wurf für ein deutsches Enfnazifizierungsgesetz 
auszuarbeiten. Nach vielen Beratungen der 
Länder-Justizmiriister und des Entnazifizie-
rungsausschusses des Länderrats wurde den 
Amerikanern ein deutscher Entwurf vorgelegt. 
Die Militärregierung lehnte ihn ab. Sie bestand 
strikt darauf, daß alle Hauptpunkte der Kon-
trollrätsdirektive Nr. 24 mit ihren 99 Entlas-
sungskategorien in das deutsche Gesetz über-
nommen wurden. Die Bemühungen der deut-
schen Politiker, den Kreis der Betroffenen zu 
beschränken, und die meisten anderen Ände-
rungswünsche blieben ergebnislos. Im Rahmen 
eines feierlichen Staatsaktes im großen Rat-
haussaal in München am 5. März 1946 wurde 
im Beisein zahlreicher US-PrOminenz das „Ge-
setz zur Befreiung von Nationalsozialismus 
und Militarismus" Verkündet und von den 
Ministerpräsidenten der Länder der US-Zone, 
Wilhelm Hoeg 15ner für Bayern ),  Reinhold 



Maier für Württemberg-Baden und Karl Gei-
ler für Groß-Hessen, unterzeichnet. „Der 
deutschen Instanz", urteilte Reinhold Maier 
später, „war eine höchst unglückliche Rolle 
zugewiesen. Die Besatzungsmacht hatte ge-
handelt, Fakten geschaffen ... Jetzt sollten 
und durften deutsche Inst
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anzen die Spreu vom 

Weizen sondern." ) Hätten die Deutschen das 
Gesetz allein ausarbeiten können, wäre es er-
heblich anders ausgefallen. Sie entschieden 
sich dennoch zur Unterzeichnung und aktiven 
Mitarbeit, weil sie in dem Gesetz eine wenn 
auch späte Chance zur Selbstreinigung des 
deutschen Volkes erblickten und weil sie hoff-
ten, durch vernünftige Gesetzesausführung die 
Entnazifizierung in sinnvolle Bahnen lenken 
zu können.
Nach dem „Befreiungsgesetz" mußte jeder 
über 18 Jahre alte deutsche Staatsangehörige 
einen „Meldebogen" zwecks politischer Über-
prüfung ausfüllen; von der Abgabe dieses 
(neuen) Fragebogens waren der Empfang von 
Lebensmittelkarten und jegliches Beschäfti-
gungsverhältnis abhängig. Ergaben sich An-
haltspunkte für eine Belastung, so wurde An-
klage erhoben. Für zahlreiche Personengrup-
pen, die in einer dem Gesetz beigefügten Liste 
aufgeführt waren, mußte nach dem Gesetz 
automatisch Anklage erhoben werden. In je-
dem Stadt- und Landkreis wurden, unter Be-
teiligung der neu zugelassenen politischen 
Parteien, sog. „Spruchkammern" errichtet, die 
in einem prozeßähnlichen Verfahren die Be-
troffenen in eine von fünf vorgesehenen Be-
lastungskategorien einreihten (I Hauptschul-
dige, II Belastete, III Minderbelastete, IV Mit-
läufer, V Entlastete) und dementsprechende 
Sühnemaßnahmen verhängten. Für die Grup-
pen I und II waren Einweisung in Arbeitslager 
(zwei bis zehn Jahre), Einziehung des Vermö-
gens, Pensionsverlust, Aberkennung der 
Staatsbürgerrechte und langjährige Berufsbe-
schränkungen vorgesehen, für die Gruppen III 
und IV Zahlungen an einen Wiedergutma-
chungsfonds (die Höhe der Geldbuße für Mit-
läufer wurde auf 50 bis 2000 RM festgesetzt) 
und bei Zugehörigkeit zum öffentlichen Dienst 
evtl, vorzeitige Versetzung in den Ruhestand.
Von weitreichender Bedeutung war ein gesetz-
liches Tätigkeits- und Beschäftigungsverbot: 
Alle ehemaligen Mitglieder der NSDAP und 
ihrer Gliederungen durften bis zur Behandlung 
ihres Falles durch eine Spruchkammer nur in 
gewöhnlicher Arbeit bzw. in untergeordneter 
Tätigkeit beschäftigt sein. Außerdem wurde 
eine Vermögenssperre angeordnet. Sogenannte 
„Berufungskammern" dienten als 2. Instanz.

An der Spitze des umfangreichen Behörden-
apparats, der für die Durchführung des Geset-
zes nötig wurde, entstanden in den Ländern 
Ministerien für die politische Befreiung. Die 
ersten „Staatsminister für Sonderaufgaben“, 
wie sie auch genannt wurden, waren: Heinrich 
Schmitt (KPD) in Bayern, Gottlob Kamm (SPD) 
in Württemberg-Baden, Gottfried Binder (SPD) 
in Groß-Hessen. (Bayern hatte wenig Glück 
mit seinen Sonderministern: knapp eineinhalb 
Jahre nach Verabschiedung des Gesetzes am-
tierte bereits der vierte Minister).

Es war eine kaum zu bewältigende Arbeit, die 
man sich gestellt hatte. In der US-Zone wa-
ren insgesamt 13 Millionen Meldebogen zu 
überprüfen. Dabei ergab sich, daß 27 % der 
Bevölkerung vom Gesetz betroffen und daß 
3,5 Millionen Fälle zu behandeln waren. 
„Wohl noch nie zuvor in der Geschichte ist 
versucht worden, einen Reinigungsprozeß 
durchzuführen, der solche Massen betraf“, 
meinte General Clay 17). Zur Zeit des stärksten 
Arbeitsanfalls waren allein in der US-Zone 
545 Spruchkammern mit über 22 000 Bedienste-
ten beschäftigt. Die personelle Besetzung die-
ser Spruchkammern bereitete ständig Ärger 
und Schwierigkeiten. Es standen nur wenige 
politisch unbelastete Fachleute zur Verfügung. 
Zudem galt die Entnazifizierung als ein höchst 
unbequemes und undankbares Geschäft. Wie 
gering die Bereitschaft zur Mitarbeit war, ent-
hüllt sehr deutlich ein Aufruf, den die Bayeri-
sche Staatsregierung und die Vorsitzenden der 
politischen Parteien am 21. Juni 1946 erließen. 
Die Unterzeichneten, hieß es darin ausdrück-
lich, „verbürgen sich dafür, daß niemand, der 
bei der Durchführung dieses Gesetzes betei-
ligt ist oder ihm seine Unterstützung gewährt, 
etwas zu fürchten hat. . . . Wenn das bayeri-
sche Volk diese seine sittliche Pflicht nicht 
erfüllt und seine eigene innere Reinigung 
nicht fertigbringt, läuft es Gefahr, das Recht 
auf Selbstverwaltung zu verlieren". 18) Schließ-
lich mußte Ende 1946 sogar ein Gesetz erlas-
sen werden, das das zuständige Ministerium 
zur Dienstverpflichtung geeigneter Personen 
ermächtigte — „eine Art Kidnapping zur Be-
freiung des deutschen Volkes vom Nationalso-
zialismus und Materialismus" 19 ). Daß im Zuge 
der Durchführung des Gesetzes Bestechungs-
fälle und Irrtümer vorkamen, ist angesichts der 
Tatsache, daß in den Spruchkammern haupt-
sächlich Laien amtierten und in jener Zeit 
große materielle Not herrschte, nicht verwun-

16) Reinhold Maier, Ein Grundstein wird gelegt, 
Tübingen 1964, S. 219.

17) Lucius D. Clay, a. a. O., S. 290.
18) Zit. nach: Wilhelm Hoegner, Der schwierige 
Außenseiter, München 1959, S. 235.
19) Wilhelm Hoegner, a. a. O., S. 236.



derlich 20). Doch stellte selbst ein Politiker wie 
Reinhold Maier, dem die Entnazifizierung
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, wie 
aus seinen Erinnerungen deutlich wird, eine 
Herzenssache war, fest, daß sich das Spruch-
kammerpersonal „überraschend korrekt" ver-
halten habe ).

22) Zit. nach: John Gimbel, a. a. O., S. 212.
23) Zit. nach: Richard Billerbeck, Die Abgeordneten 
der ersten Landtage (1946—1951) und der National-
sozialismus, Düsseldorf 1971, S. 139.
24) Lucius D. Clay, a. a. O., S. 292.

Häufige Reibereien gab es zwischen den deut-
schen Entnazifizierungsbehörden und der Be-
satzungsmacht. Die Spruchkammern behandel-
ten vor allem die leichteren Fälle, weil hierfür 
das vorliegende Material auszureichen schien 
und weil man deutscherseits daran interessiert 
war, die Masse der Mitläufer möglichst rasch 
wieder in den Wirtschafts- und Verwaltungs-
prozeß eingliedern zu können. Die Amerika-
ner dagegen drängten auf vorrangige Behand-
lung der schweren Fälle und waren ungehal-
ten darüber, daß Mitläufer in so großer Zahl 
wieder in ihre alten Stellungen zurückkehren 
konnten. Auf einer Sitzung des Länderrats am 
5. November 1946 machte General Clay den 
deutschen Länderregierungen heftige Vor-
würfe und drohte, daß die Militärregierung die 
Entnazifizierung wieder allein übernehmen 
werde, wenn nicht innerhalb von zwei Mona-
ten deutliche Verbesserungen einträten (ent-
sprechende Pläne wurden in Clays Stab an-
fangs 1947 tatsächlich ausgearbeitet). Die Mi-
litärregierung verschärfte ihre Überwachungs-
tätigkeit und verlangte die Aufhebung zahl-
reicher zu mild erscheinender Spruchkam-
merentscheidungen.
Zwei große Amnestien schränkten anderer-
seit den riesigen Kreis der vom Gesetz Be-
troffenen ein: Im August 1946 wurden alle 
nach dem 1. Januar 1919 Geborenen amne-
stiert („Jugendamnestie"), einige Monate 
später auch alle Kriegsbeschädigten und die-
jenigen, die während der NS-Zeit nur geringe 
Einkünfte hatten („Weihnachtsamnestie"). 
Die buchstabengetreue Durchführung des Ge-
setzes blieb aber nach Lage der Dinge weiter-
hin eine quantitativ wie qualitativ kaum zu be-
wältigende Arbeit. Unablässig bemühten sich 
die deutschen Entnazifizierungsbehören um 
Revisionen, vor allem das automatische Be-
rufsverbot, den zu großen Kreis der Betroffe-
nen und die Unabhängigkeit der Spruchkam-
mern gegenüber der Militärregierung betref-
■) Aufsehenerregende Korruptionsskandale aus 
späteren Phasen der Entnazifizierung drehten sich 
um den Chefkläger bei der württ. Zentralspruch-
Kammer (s. hierzu: „Meyer madit's", in: Christ 
und Welt, 3 (1950), Nr. 5, S. 12) und den Stellver-
tretenden Sonderbeauftragten für die Entnazifizie-
rung im Land Nordrhein-Westfalen, Robert Saal-
Wächter (s. hierzu: „Wie war es möglich, daß der 
Eo Gärtner blieb?", in: Die Zeit, 7 (1952), Nr. 10, 
>. 3).

) Reinhold Maier, Erinnerungen 1948—1953, Tü-
bingen 1966, S. 226. 

fend. Aber ebenso unablässig drängten die 
Amerikaner auf schärferes und rascheres Vor-
gehen. Gemeinsame Sitzungen der deutschen 
Sonderminister mit Vertretern der Militär-
regierung waren ein „regelrechtes Tauziehen", 
wie sich Walter Dorn, Clays Entnazifizierungs-
referent, erinnerte22 ). Anfangs 1948 waren 
noch 450 000 Fälle zu behandeln, in Internie-
rungslagern warteten noch 17 000 auf eine 
Verhandlung.
Unter dem Eindruck der verschärften weltpoli-
tischen Lage, der Wandlung der öffentlichen 
Meinung in den USA (ein Ausschuß des US-
Repräsentantenhauses erklärte im Mai 1948 
die bisherige Entnazifizierungspolitik für 
rundweg verfehlt) und der Prioritätsverlage-
rung innerhalb der amerikanischen Deutsch-
landpolitik änderte die US-Militärregie-
rung ihre bisherige starre Haltung in der 
ersten Jahreshälfte 1948 vollständig und bei-
nahe übergangslos. Es waren nunmehr die 
Amerikaner, die förmlich darauf drängten, die 
gesetzlichen Bestimmungen im Sinne einer 
Milderung und eines raschestmöglichen Ab-
schlusses der gesamten Entnazifizierung einzu-
schränken und zu ändern. Bisher hatte es 
stets geheißen, die Entnazifizierung sei eine 

24

unabdingbare Voraussetzung für den wirt-
schaftlichen Wiederaufbau Deutschlands, jetzt 
wurde ihr rascher Abschluß als Vorausset-
zung genannt. Die deutschen Behörden muß-
ten dagegen regelrecht Widerstand leisten, 
damit alle von den Amerikanern angestrebten 
Erleichterungen nicht vorzugsweise den schwe-
ren Belastungsfällen, die noch unbehandelt 
waren, zugute kamen. Schon 1947 war die 
Ansicht weit verbreitet, daß jeder Monat Zeit-
gewinn beim Spruchkammerverfahren den Ak-
tivisten ein Jahr Arbeitslager erspare. Nach 
Auskunft von Ministerpräsident Hans Ehard 
vor dem Bayerischen Landtag am . Okto-
ber 1947 waren zum damaligen Zeitpunkt in 
Bayern noch 541 662 Fälle zu bearbeiten, „von 
denen nahezu 400 000 in die Klassen I und II 
fallen" 23 ). Aber die Amerikaner hatten 1948 
offensichtlich jedes Interesse an einem der bis-
herigen Hauptthemen ihrer Besatzungspolitik 
verloren. Im Oktober 1948 stellten sie ihre 
Überwachung der deutschen Entnazifizierungs-
praxis und jede weitere Mitarbeit ein. „Zwei-
fellos wurden in keiner anderen Zone die 
wirklichen Nazis so systematisch ausgesiebt; 
auch verhängte man nirgends Strafen, die mit 
denen bei uns vergleichbar gewesen wären", 
meinte General Clay aus der Rückschau24).



Im Gegensatz zu den Amerikanern war die 
englische Besatzungsmacht erst später und 
auch dann nicht in solchem Umfang bereit, die 
Verantwortung für die weitere Durchführung 
der Entnazifizierung den Deutschen selbst zu 
überlassen. In der englischen Zone wurden 
1946 deutsche Entnazifizierungsausschüsse 
und, als 2. Instanz, Berufungskammern ge-
bildet, Sie hatten politisch Belastete bestimm-
ter Berufssparten bzw. die von der Besat-
zungsmacht aus ihren Stellungen Entfernten 
zu überprüfen; die Prüfungsergebnisse dieser 
Ausschüsse hatten jedoch für die Militärregie-
rung nur Empfehlungscharakter. Die Betroffe-
nen selbst besaßen keinen Anspruch auf recht-
liches Gehör und auf Offenlegung des Bela-
stungsmaterials. Für die Entscheidung der Mi-
litärregierung gab es nur ein Entweder-Oder: 
Entlastung oder Entlassung.

Mit echter Entscheidungsbefugnis wurden 
deutsche Stellen erst aufgrund der Verordnung 
Nr. 69 der britischen Militärregierung vom 
31. Dezember 1946 beteiligt: Für die Aburtei-
lung der Ihsassen von Internierungslagern 
(nach Überprüfung durch englische Ausschüsse 
waren darin die Mitglieder der im Nürnber-
ger Hauptkriegsverbrecherprozeß für verbre-
cherisch erklärten Organisationen verblieben, 
d. h. Mitglieder von Führerkorps der NSDAP, 
Gestapo, SD und SS) wurden sogenannte 
Spruchgerithte — Einrichtungen der deutschen 
ordentlichen Gerichtsbarkeit — gebildet, die 
innerhalb von zwei Jahren alle vorliegenden 
27 000 Fälle strafrechtlich entschieden. Bei 
Schuldsprüchen wurden Gefängnisstrafen bis 
zehn Jahre, Vermögenseinziehung Und Geld-
strafen verhängt.

Im Laufe der Zeit schaffte die unterschiedliche 
Behandlung vergleichbarer Belastungsfälle, 
wie sie natürlich auch aus der Presse bekannt 
wurde, Unruhe in der Bevölkerung und be-
reitete den Verantwortlichen vor allem in der 
US-Zone nicht wenig Kopfzerbrechen. In einer 
Entschließung vom 21. August 1946 forderten 
daher die Ministerpräsidenten der süddeut-
schen Länder, die Entnazifizierungsbestimmun-
gen der britischen Zone an die der US-Zone 
anzugleichen. Spät erst, im Februar 1947, wur-
den durch die Zonenexekutivanweisung Nr. 54, 
gestützt auf die Kontrollratsdirektive Nr. 38 
vom Oktober 1946, gewisse Prinzipien der US-
Zone übernommen: das Spruchkammerverfah-
ren, die Einteilung der Betroffenen in fünf Ka-
tegorien und die Festlegung von Sühnemaß-
nahmen für jede Kategorie. Von der Einfüh-
rung des automatischen Berufsverbots für die 
Betroffenen und der allgemeinen Registrier-
pflicht für die gesamte Bevölkerung sah die 
englische Militärregierung jedoch ab. Die deut-

schen Stellen hatten vorbereitende Arbeit zu 
leisten und schlugen vor, in welche Kategorie 
der Betroffene eingereiht werden sollte; die 
Einstufung selbst blieb weiterhin in den Hän-
den der britischen Militärregierungsoffiziere. 
Daß die Verfahren nicht öffentlich waren, son-
dern „die Luft der unkontrollierbaren Heim-
lichkeit um sie weht" 25 ), und daß die Entschei-
dungen allein bei der Militärregierung lagen, 
stieß auf wachsende Kritik nicht nur innerhalb 
der deutschen Bevölkerung. Die Folgen der 
Maßnahmen der Besatzungsbehörden waren, 
wie der erste Ministerpräsident von Schleswig-
Holstein nach Kriegsende, Theodor Steltzer 
(CDU), in seinen Erinnerungen schrieb, „große 
Ungerechtigkeiten und eine weitere Ver-
schlechterung der Stimmung. 
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Und es trat ge-
rade das ein, was ich von Anfang an befürchtet 
hatte: Die Mitläufer wurden strenger behan-
delt als frühere führende Nazis. Diesen gegen-
über wurden bald die Äugen zugedrückt, wenn 
man sie ungeachtet ihrer nationalsozialisti-
schen Vergangenheit für tüchtige Experten 
hielt." )

25) Göttinger Universitätszeitung, 2 (1947), Nr. 3, 
S. 7.
26) Theodor Steltzer, Sechzig Jahre Zeitgenosse, 
München 1966, S. 190.

Unter dem Einfluß der öffentlichen Meinung in 
England, die die Entnazifizierung in der bis-
herigen Form ablehnte, Und einer Empfehlung 
der Moskauer Außenministerkonferenz vom 
Frühjahr 1947, die Verantwortung für die wei-
tere Durchführung der politischen Säuberung 
deutschen Stellen zu übertragen, erließ die 
englische Militärregierung die Verordnung 
Nr. 110 „Zur Übertragung der Entnazifizie-
rungsaufgaben auf die Regierungen der Län-
der" vom 1. Oktober 1947 (der entsprechende 
Auftrag der Amerikaner an den Länderrat war 
fast zwei Jahre früher ergangen!). Der Plan 
eines für die ganze Zone einheitlichen Geset-
zes, wie er vom deutschen „Zonenbeirat" ge-
wünscht worden war, konnte mit diesem spä-
ten Auftrag an die Länder nicht mehr ver-
wirklicht werden. Auch in zwei anderen Punk-
ten gelang keine Verständigung zwischen der 
Militärregierung und den deutschen Partnern 
(Landtagen und Landesregierungen): von den 
Engländern wurden die deutschen Forderun-
gen abgelehnt, das starre Kategorisierungs-
system wegfallen zu lassen und die von den 
Besatzungsbehörden bereits entschiedenen 
Fälle, die oft nach recht willkürlich wirken-
den Kritetien behandelt worden waren und bei 
denen nicht selten die Militärregierung eine 
für deutsche Begriffe merkwürdige Milde hatte 
walten lassen, deutscherseits überprüfen zu 
können. So kam es nur in Schleswig-Holstein 



zur Verabschiedung eines deutschen Entnazi-
fizierungsgesetzes. Die Landtage von Nord-
rhein-Westfalen und Niedersachsen lehnten 
die Übernahme der Verantwortung unter den 
Bedingungen und Vorbehaltsrechten der Mili-
tärregierung ab. In Nordrhein-Westfalen 
galt im Bereich der politischen Säuberung wei-
terhin Besatzungsrecht, in Niedersachsen gab 
es erst seit einer Verordnung vom 13. Juli 
1948 eine in deutscher Regie geschaffene 
Rechtsgrundlage der Entnazifizierung.

In der französischen Besatzungszone wurde 
bereits im Herbst 1945 von der Militärregie-
rung angeordnet, aus Vertretern der Parteien, 
Gewerkschaften und Kirchen für die einzelnen 
Berufs- und Wirtschaftszweige deutsche Unter-
suchungsausschüsse zu bilden, die politisch 
Verdächtige überprüfen und Sühnemaßnahmen 
Vorschlägen sollten. War die Militärregierung 
mit den Vorschlägen dieser Ausschüsse nicht 
einverstanden, wurden sie an deutsche Kon-
trollausschüsse auf Landesebene überwiesen. 
Alle Entscheidungen der deutschen Instanzen 
wurden erst nach Genehmigung durch die Mili-
tärregierung wirksam. Einheitliche Richtlinien 
für die Arbeit der zahlreichen lokalen Aus-
schüsse fehlten jedoch. Auch die unterschiedlich 
späte Konstituierung der Länder in der franzö-
sischen Besatzungszone, wie sie den Dezentra-
lisierungstendenzen der französischen Besat-
zungspolitik entsprach, erschwerte ein einheit-
liches Vorgehen auf Zonenebene. In einer Zeit, 
da in Baden und Rheinland-Pfalz die ersten 
deutschen Regierungen ernannt wurden (De-
zember 1946), war in Württemberg-Hohenzol-
lern, wo bereits seit Oktober 1945 eine vor-
läufige deutsche Regierung unter Carlo 
Schmid amtierte, ein Großteil aller Entnazifi-
zierungsfälle schon abgeschlossen.

Im Februar 1947 übertrug die französische 
Militärregierung die Durchführung der Kon-
trollratsdirektive Nr. 38 deutschen Ste
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llen 

(Verordnung Nr. 79 vom . Februar 1947). Die 
daraufhin von den drei Ländern erlassenen 
Landesverordnungen zur politischen Säube-
rung gingen weitgehend auf einen Entwurf der 
Militärregierung zurück, der nach dem Mu-
ster der US-Zone ein Spruchkammerverfahren 
und eine Einteilung in fünf Belastungskatego-
rien vorschrieb. Im November 1947 und im 
Juli 1948 erließ die Militärregierung zwei Am-
nestien, die alle nur nominellen Parteimitglie-
der aus der Entnazifizierung herausnahmen 
und ihnen die staatsbürgerlichen Rechte zu-
rückgaben. In allen Phasen behielt sich die 
ranzösische Militärregierung die Oberaufsicht 

über die Spruchkammerarbeit, die Genehmi-
gung aller Entscheidungen und das Gnaden-
recht, von dem sie übrigens recht großzügig 

Gebrauch machte, vor. Sie war weitgehend 
frei von perfektionistischem Eifer und einem 
schematischen Denken, wie es vor allem bei 
den Amerikanern deutlich wurde (und von 
dort aus Eingang in die einschlägigen Kontroll-
ratsdirektiven fand). Erst nach der Errichtung 
der Bundesregierung zog sich die französische 
Militärregierung vollständig und endgültig 
aus der Entnazifizierung zurück.
In dem Maße, in dem deutsche Stellen ab 
Herbst 1945 in den westlichen Besatzungs-
zonen an der organisatorischen Durchführung 
der politischen Säuberung beteiligt wurden 
und später auch Einfluß auf deren Ziele und 
Prinzipien gewannen, geriet die Entnazifizie-
rung in das Spannungsfeld der neuen politi-
schen Gruppierungen Nachkriegsdeutschlands. 
Die ersten programmatischen Verlautbarungen 
der Parteien äußerten sich selbstverständlich 
auch zum Problem einer politischen Säuberung. 
Im Aufruf des Zentralkomitees der KPD vom 
11. Juni 1945 (die KPD konnte sich dank be-
sonderer Umstände als erste politische Partei 
nach Kriegsende an die deutsche Öffentlich-
keit wenden) wurde ausführlich dargelegt, daß 
und warum „das deutsche Volk einen bedeu-
tenden Teil Mitschuld und Mitverantwortung 
für den Krieg und seine Folgen“ trage. An 
erster Stelle der „unmittelbarsten und drin-
gendsten Aufgaben“ zur demokratischen Er-
neuerung Deutschlands waren genannt: „Voll-
ständige Liquidierung der Überreste des Hit-
lerregimes und der Hitlerpartei, Mithilfe aller 
ehrlichen Deutschen bei der Aufspürung der 
versteckten Naziführer, Gestapoagenten und 
SS-Banditen. Restlose Säuberung aller öffent-
lichen Ämter von den aktiven Nazisten ..." 
und an anderer Stelle: „Enteignung des gesam-
ten Vermögens der Nazibonzen und Kriegs-
verbrecher. Übergabe dieses Vermögens in die 
Hände des Volkes zur Verfügung der kommu-
nalen oder provinzialen Selbstverwaltungs-
organe.“ 27)
Eine radikale Sprache wurde ebenfalls im Auf-
ruf der (Berliner Gruppe der) SPD vom 15. Juni 
1945 hinsichtlich der politischen Säuberung 
gesprochen. Auch im Aufruf der SPD stand an 
erster Stelle eines Katalogs von Forderungen: 
„Restlose Vernichtung aller Spuren des Hitler-
regimes in Gesetzgebung, Rechtsprechung und 
Verwaltung ... Haftpflicht der Mitglieder der 
NSDAP und ihrer Gliederungen für die durch 
das Naziregime verursachten Schäden. ... Er-
fassung des Großgrundbesitzes und der lebens-
fähigen Großindustrie und aller Kriegsge-*

27) Dokumente zur parteipolitischen Entwicklung in 
Deutschland seit 1945, hrsg. von Ossip K. Flecht-
heim, Berlin 1962 ff., Bd. 3, S. 314 ff. (Im folgenden 
zitiert als „Dokumente ...“).



winne für die Zwecke des Wi 28ederaufbaus." ) 
Im Aktionsprogramm des Landesverbandes 
Groß-Berlin der SPD von 1946 war die Forde-
rung nach einem Gesetz enthalten, „das 
strenge, aber gerechte Richtlinien für eine Ent-
nazifizierung enthält, den jungen Menschen 
eine großzügige Amnestie gewährt, aber ge-
nügend Vorsorge trifft, daß kein neues Kon-
junkturrittertum entstehen kann. Die nicht re-
habilitierten Nationalsozialisten sind zu er-
höhten Arbeits- und Steuerl
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eistungen heran-

zuziehen." )

Der Berliner Kreis um den vor 1933 einfluß-
reichen Zentrumspolitiker Andreas Hermes 
gehörte zu den Zentren einer neuen christlich-
demokratischen Sammlungsbewegung. In sei-
nem „Aufruf an das deutsche Volk" vom 
26. Juni 1945 hi
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eß es unumwunden: „Groß 
ist die Schuld weiter Kreise unseres Volkes, 
die sich nur allzu bereitwillig zu Handlangern 
und Steigbügelhaltern für Hitler erniedrigten. 
Jede Schuld verlangt Sühne". An anderer 
Stelle ist von der Notwendigkeit die Rede, 
„die Schuldigen und ihre Helfershelfer unnach-
sichtig, in strenger Gerechtigkeit, jedoch ohne 
Rachsucht, zur Rechenschaft zu ziehen" ). 
Das Programm der rheinland-westfälischen 
CDU, die „Kölner Leitsätze" in der Fassung 
vom September 1945, drückte sich zurückhal-
tender aus: „Das öffentliche Leben und die ge-
samte Wirtschaft sind von unzuverlässigen 
Elementen zu säubern". . .. „Die für den Krieg 
und seine Verlängerung Verantwortlichen 
sind von der Entschädigung auszuschließen 
und zur Wiedergutmachung in besonderem 
Maße heranzuziehen. Die ungerechtfertigten 
Gewinne der nationalsozialistischen Konjunk-
turzeit und die Kriegsgewinne sind durch be-
sondere Steuern zu erfassen" (Punkt 14 bzw. 
21 von insgesamt 24 Grundsatzpunkten) 318). 
Nach dem CDU-Parteiprogramm von Neheim-
Hüsten vom 1. März 1946 gehörten zu den 
„vordringlichen Aufgaben der ersten Aufbau-
periode"; „Bestrafung der für den Krieg Ver-
antwortlichen; je nach Lage des Falles völlige 
oder teilweise Einziehung des Vermögens", 
„Erfassung der nationalsozialistischen Kon-
junkturgewinne und der Kriegsgewinne", „Be-
sondere Heranziehung" des Vermögens be-
sonders belasteter Nationalsozialisten für 
einen allgemeinen Schadensausgleich 32 ).

28) Dokumente . .., Bd. 3, S. 2 f.
29) Dokumente . . ., Bd. 3, S. 29.
30) Dokumente . . ., Bd. 2, S. 27 f.
31) Dokumente . . ., Bd. 2, S. 35 f.
32) Dokumente . . ., Bd. 2, S. 52.

33) Dokumente . . ., Bd. 2, S. 218.
34) Dokumente . . ., Bd. 2, S. 269 f.
35) Zahlen bei Justus Fürstenau, a. a. O., S. 177 ff

Im Grundsatzprogramm von 1946 der in 
Bayern gegründeten CSU hieß es lediglich: 

„Wir bekämpfen N
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ationalsozialismus und Mi-
litarismus." )
In den „Programmatischen Richtlinien" der 
FDP vom 4. Februar 1946 wurde die Notwen-
digkeit einer politischen Säuberung mit kei-
nem Wort angesprochen, im Gegensatz zum 
„Aufruf der Liberal-Demokratischen Partei" 
vom 5. Juli 1945 (aus ihr ging die LDPD der 
SBZ hervor), in dem unter den Arbeitszielen 
an erster Stelle aufgeführt wurde: „Äußere 
und innere Befreiung des deutschen Volkes 
von den letzten Spuren der Schmach und 
Schande des Nationalsozialismus. Bestrafung 
aller derjenigen, die sich im Kriege und in der 
Vorkriegszeit gegen Gesetz und Menschlich-
keit vergangen haben, sowie derjenigen, die 
die p
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olitische Verantwortung für die Gewalt-
herrschaft der Nationalsozialisten seit 1933 
tragen." )
Die Unterschiede in Umfang und Tonart der 
parteioffiziellen Bekundungen zur Aufgabe 
einer politischen Säuberung fanden z. T. weit-
gehende Entsprechungen in der Praxis der 
Entnazifizierung. Die Kommunisten beteilig-
ten sich anfangs sehr energisch. Ihnen war es 
vor allem um wirtschaftliche und gesellschaft-
liche Entmachtung der „Großen", der im Drit-
ten Reich einflußreichen Kreise zu tun. Sie 
distanzierten sich jedoch bald von der weite-
ren Mitarbeit, weniger der Verfahrensmängel 
als vielmehr der in ihrem Sinne unterbliebe-
nen Folgen wegen. Die SPD war diejenige 
Partei, die sich am tatkräftigsten und bestän-
digsten um eine durchgreifende politische Säu-
berung bemühte. Statistische Untersuchungen 
ergaben, daß die SPD den höchsten Anteil des 
Spruchkammerpersonals stellte, z. T. einen 
erheblich höheren als es den Wahlergebnissen 
entsprach35 ). Die SPD betrachtete die Ent-
nazifizierung, und darin stimmten die Gewerk-
schaften mit ihr überein, als eine überwiegend 
politische Aufgabe, als ein Instrument zum 
Schutz des demokratischen Staates, und wehrte 
sich nachdrücklich gegen Versuche, die Folgen 
der Ausschaltungs- und Bestrafungsmaßnah-
men schon nach kurzer Zeit wieder rückgängig 
zu machen. Sie widmete sich dieser Aufgabe 
auch noch zu einer Zeit, als die bürgerlichen 
Parteien und die Kirchen nur noch widerwillig 
oder in offener Opposition zum Problem einer 
politischen Säuberung standen und als die 
aktive Mitarbeit an der Entnazifizierung von 
einer großen Mehrheit des Volkes nicht mehr 
gebilligt, geschweige denn honoriert wurde.
CDU/CSU und FDP wandten sich, je länger die 
Entnazifizierung andauerte desto entschiede 



ner, gegen alle sozialrevolutionären Tenden-
zen der politischen Säuberung und etwaige 
Auswirkungen in dieser Richtung. Beide Par-
teien lehnten eine „politische" Lösung in Form 
einer wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Umschichtung ab und waren bestrebt, die Ent-
nazifizierung mit ausschließlich strafrechtlichen 
Mitteln zu verwirklichen. Der Befund eines 
„bestechend regelmäßigen Links-Rechts-Gefäl-
les", den die Analyse der Landtagsprotokolle 
von vier deutschen Ländern hinsichtlich der 
Bereitschaft der Parteien zur Auseinanderset-
zung mit dem Nationalsozialismus während 
des Zeitraumes 1946 bis 1951 ergab369), trifft, 
aufs Ganze gesehen, auch auf das Engagement 
und die Aktivität der Parteien im Bereich der 
politischen Säuberung nach 1945 zu.

36) Billerbeck, a. a. O„ S. 60.
37) Zit.nach: Ernst Deuerlein, DDR 1945—1970, Mün-

chen 1971’, S. 47.
38) Zit. nach: Ernst Deuerlein, DDR, a. a. O., S. 52. 
39) Stefan Doernberg, Kurze Geschichte der DDR, 
Berlin (Ost) 1964, S. 115.

Von den Entnazifizierungsbehörden in den Be-
satzungszonen der drei Westmächte wurden 
insgesamt 3 660 648 Fälle bearbeitet. Folgende 
Eingruppierungen wurden ausgesprochen: 
1667 Hauptschuldige, 23 060 Belastete, 150 425 
Minderbelastete, 1 005 874 Mitläufer, 1 213 873 
Entlastete. Die restlichen Fälle wurden amne-
stiert oder aus anderen Gründen nicht aufge-
griffen.
In der sowjetischen Besatzungszone wurden 
die Maßnahmen zur politischen Säuberung an-
ders als in den westlichen Zonen benannt. Be-
reits im Befehl Nr. 2 der Sowjetischen Militär-
administration vom 11. Juni 1945 fiel das ent-
sprechende Stichwort: unter den Zielen der po-
litischen Parteien, deren Bildung dieser Befehl 
genehmigte, wurde an erster Stelle „die end-
gültige Ausrottung der Überreste des Faschis-
mus" genannt 7). Dieser Begriff bot einen noch 
weiterreichenden Auslegungsspielraum als der 
schon reichlich vage Begriff „Entnazifizierung", 
Am 27. August 1945 ordnete die Sowjetische 
Militäradministration die Registrierung aller 
Offiziere der Wehrmacht und aller Angehöri-
gen der NSDAP, SA, SS und Gestapo an; eine 
große Verhaftungswelle war damit verbunden. 
Eine Haupttendenz der Entnazifizierungspoli-
tik der sowjetischen Besatzungsmacht begann 
im Herbst 1945 sichtbar zu werden. Die im 
September 1945 von den Landes- bzw. Pro-
vinzialverwaltungen Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Mark Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern 
und Thüringen angeordnete „Bodenreform" be-
zweckte die entschädigungslose Enteignung 
des privaten Großgrundbesitzes über 100 Hek-
tar. Das enteignete Land wurde landlosen und 
andarmen Bauern, Landarbeitern, Umsiedler-
amilien und kommunalen Körperschaften 

u ereignet. In die Enteignung durch die Boden-

reform war auch, und zwar unabhängig von 
der Größe, der Grundbesitz von politisch Be-
lasteten einbezog
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en, von „Naziführern und 
aktiven Verfechtern der Nazipartei und ihrer 
Gliederungen sowie führenden Personen des 
Hitlerstaates", wie es in der entsprechenden 
Verordnung der Provinz Sachsen hieß ).
In eine ähnliche Richtung wiesen die Befehle 
Nr. 124 und 126 der Sowjetischen Militäradmi-
nistration vom 30. und 31. Oktober 1945. Sie 
verfügten die Beschlagnahme des Eigentums 
aktiver und einflußreicher Nationalsozialisten. 
Bei diesen Maßnahmen, die eine grundlegende 
Umstrukturierung der bisherigen wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Verhältnisse in 
der Sowjetzone einleiteten, wirkten von An-
fang an Deutsche mit, die das Vertrauen der 
Besatzungsmacht genossen. Die Durchführung 
wurde deutschen Kommissionen übertragen, in 
denen die politischen Parteien, die Selbstver-
waltungsorgane und die Belegschaften der Be-
triebe vertreten waren. Diese Kommissionen 
entschieden darüber, welcher Unternehmer als 
„Naziaktivist" zu gelten hatte und daher im 
Sinne der Militärregierungsbefehle der Eigen-
tumsbeschlagnahme unterworfen werden 
sollte. In einem späteren Volksentscheid sollte 
die Bevölkerung dann über das weitere 
Schicksal der beschlagnahmten Betriebe ent-
scheiden.
Zur gleichen Zeit wurden die Bereiche des öf-
fentlichen Dienstes von allen politisch Belaste-
ten rigoros gesäubert. Am 3. November 1945 
erließ die Sowjetische Militäradministration 
ihren Befehl Nr. 49, wonach alle Richter, Staats-
anwälte und sonstigen Justizbediensteten, die 
zu irgendeinem Zeitpunkt Mitglied der NSDAP 
oder einer ihrer Gliederungen oder auch nur 
Anwärter waren, sofort entlassen werden 
mußten. Die politische Säuberung des gesam-
ten Erziehungswesens war ähnlich kompro-
mißlos. 80 °/o aller während des Dritten Rei-
ches in Schulen und Verwaltung Tätigen wur-
den entlassen. Im ganzen wurden aus Ver-
waltung und anderen Bereichen des öffent-
lichen Dienstes — nach einer DDR-Quelle — 
etwa 520 000 ehemalige Nationalsozi
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alisten 
entlassen (bei einer damaligen Wohnbevölke-
rung von 18,4 Millionen) ).
Der zu einem früheren Zeitpunkt bereits be-
schlossene „Volksentscheid über die entschä-
digungslose Enteignung der sequestrierten Be-
triebe der Kriegsverbrecher und aktiven Fa-
schisten" wurde nach intensiver propagandi-
stischer Vorbereitung am 30. Juni 1946 ver-



wirklicht. Für die Enteignung sprachen sich 
(in einem durchaus korrekt durchgeführten 
Verfahren) 77,7 % der abgegebenen Stimmen 
aus. Auf der Grundlage dieses zustimmenden 
Ergebnisses wurden auch in den anderen Län-
dern der Sowjetzone, für die das Ergebnis in 
Sachsen ebenfalls als verbindlich erklärt 
wurde, entsprechende Enteignungsgesetze er-
lassen. Die enteigneten Betriebe überführte 
man „in das Eigentum des Volkes".
Zu einer Massen-Entnazifizierung nach dem 
Vorbild der US-Zone ist es in der sowjetischen 
Besatzungszone nie gekommen. Die in der 
„Einheitsfront der antifaschistisch-demokrati-
schen Parteien" zusammengeschlossenen Par-
teien der SBZ (KPD, SPD, CDU, LDPD) hatten 
schon im Oktober 1945 Richtlinien über die Be-
handlung der sogenannten kleinen Pg's ver-
öffentlicht, in denen gefordert wurde, diese 
Pg's von der Bestrafung und Sühneleistung 
auszunehmen in der Erwartung, daß sie sich 
von ihrer politischen Vergangenheit entschie-
den distanzierten und mit ihrer ganzen Kraft 
am Wiederaufbau des Landes beteiligten. Am 
20. Juni 1946, bei Bekanntgabe des Termins 
für die Gemeindewahlen, erschien eine seit 
langem vorbereitete Erklärung des Vorstan-
des der aus der Vereinigung von KPD und 
SPD zustande gekommenen Sozialistischen Ein-
heitspartei Deutschlands zum gleichen Thema, 
in der es u. a. hieß: „Die SED hält den Zeit-
punkt für gekommen, die einfachen Mitglieder 
und Mitläufer der ehemaligen Nazipartei in 
den demokratischen Aufbau einzugliedern." 
Als sich daraufhin in den Reihen der SED-Mit-
glieder ein Sturm der Entrüstung erhob, formu-
lierte Wolfgang Leonhard im „Neuen Deutsch-
land" im Auftrag des SED-Vorstands, daß 
Kriegsverbrecher und aktive Nazis selbstver-
ständlich schnell und streng bestraft werden 
müßten: „aber keinerlei Sühnemaßnahmen ge-
gen die vielen Millionen früherer nomineller 
Mitglieder der NSDAP, die ehrlich einen 
neuen Weg gehen wollen". Auf einer der zu 
dieser Zeit von de
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r SED inspirierten und orga-
nisierten Versammlungen mit ehemaligen Par-
teigenossen beendete einmal ein Diskussions-
redner aus den Reihen der Pg's seinen Beitrag 
mit der selbstformulierten Losung „Es lebe die 
SED, der große Freund der kleinen Nazis." ) 
Konsequent setzte die Sowjetische Militär-
administration ihre Entnazifizierungspolitik, 
mit der die Haltung der SED in völligem Ein-
klang stand, fort. Der Befehl Nr. 201 der 
Sowjetischen Militäradministration vom 
16. August 1947 verlangte zwecks gerichtlicher 
Aburteilung von bestimmten Kategorien be-

sonders Belasteter (Grundlage hierfür war die 
Kontrollratsdirektive Nr. 38 vom Oktober 
1946) die Bildung von „Sonderstrafkammern“ 
bei den Landgerichten. Er ordnete scharfe Be-
strafung der Schuldigen, aber die politische 
Gleichstellung aller nur nominellen Mitglie-
der der früheren NSDAP an. Sie erhielten das 
aktive und auch das passive Wahlrecht zurück. 
Um ehemalige Mitglieder und kleinere Funk-
tionäre der NSDAP (und Berufssoldaten) zu 
sammeln und für die weitere politische und ge-
sellschaftliche Entwicklung der SBZ zu aktivie-
ren, wurde von der sowjetischen Besatzungs-
macht die Gründung einer neuen Partei ange-
regt und diese am 16. Juni 1948 als „National-
demokratische Partei Deutschlands" lizensiert. 
In ihrem Programm forderte sie, daß ehema-
lige Nationalsozialisten, „die guten Willens 
sind und die sich keiner Verbrechen schuldig 
gemacht haben, jetzt vorbehaltlos in der demo-
kratischen Nation als Bürger gleichen Rechts 
beheimatet werden" 41). Aber zu diesem Zeit-
punkt war die Entnazifizierung offiziell längst 
abgeschlossen: Mit Befehl Nr. 35 vom 27. Fe-
bruar 1948 hatte die Sowjetische Militäradmi-
nistration die Beendigung der Entnazifizierung 
angeordnet.

40) Wolfgang Leonhard, Die Revolution entläßt ihre 
Kinder, Köln 1964, S. 457 f. 41) Dokumente . .., Bd. 3, S. 443.

Die 1949 auf dem Boden des früheren Deut-
schen Reiches entstandenen beiden deutschen 
Staaten hatten sich mit dem Erbe der aus der 
Besatzungszeit übernommenen Entnazifizie-
rung in sehr unterschiedlichem Maße ausein-
anderzusetzen. Im Bereich der neu gegründe-
ten „Deutschen Demokratischen Republik" war 
die politische Säuberung zügig und zielstrebig 
im Sinne der den neuen Staat tragenden Kräfte 
und der sie stützenden Besatzungsmacht zum 
faktischen Abschluß gebracht. Politische Säu-
berung bedeutete dort totale wirtschaftliche 
Entmachtung der früheren Führungsschicht und 
der den neuen Machtträgern oppositionell ge-
genüberstehenden bürgerlichen Kreise. Die 
„Volkskammer" der DDR verabschiedete am 
11. November 1949 ein Gesetz, wonach allen 
früheren Mitgliedern der NSDAP, sofern sie 
nicht zu einer Gefängnisstrafe von mehr als 
einem Jahr verurteilt worden waren, das ak-
tive und passive Wahlrecht zurückgegeben 
wurde. Außerdem konnten sie künftig wieder 
in allen Berufen mit Ausnahme der inneren 
Verwaltung und der Justiz tätig sein. Enteig-
nungen und Vermögensentziehungen aufgrund 
von Entnazifizierungsmaßnahmen wurden je-
doch nicht rückgängig gemacht. Das Problem 
der alten Rechte der aus politischen Gründen 
entlassenen Beamten bestand nicht mehr, da 
in der Sowjetzone der Status des Berufsbe-
amten und die damit zusammenhängenden 



besonderen Beamtenrechte schon vorher abge-
schafft worden waren.
Erheblich anders sah die Situation in der im 
Herbst 1949 entstandenen „Bundesrepublik 
Deutschland" aus. Durch die Rechtsunsicherheit 
infolge der sehr unterschiedlichen Durchfüh-
rung der Entnazifizierung in den verschiede-
nen Besatzungszonen und Ländern wie über-
haupt durch ihren in jeder Hinsicht unbefrie-
digenden Verlauf war die politische Säuberung 
1948/49 zu einem für alle Seiten höchst ver-
drießlichen Kapitel geworden. Ablehnung der 
Entnazifizierung und Widerstand gegen ihre 
Fortführung hatten einen spektakulären Höhe-
punkt in einer Kanzelverkündigung des Kir-
chienpräsidenten Martin Niemöller am 1. Fe-
bruar 1948 gefünden, in der den Gläubigen 
der Ev. Kirche Hessen-Nassau abgeraten und 
den Geistlichen sogar verböten wurde, bei der 
Durchführung des „Befreiungsgesetzes" wei-
terhin mitzuwirkeh. Die beiden großen Kir-
chen hatten von allem Anfang an Bedenken 
gegen eine breit angelegte politische Säube-
rung geäußert und sich unermüdlich für die 
von der Entnazifizierung Betroffenen einge-
setzt. Niemöllers Aufruf kam einer zu dieser 
Zeit weitverbreiteten Stimmung entgegen] 
General Clay warf i
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hm allerdings „schlechtes 
Staatsbürgertum" vor und der hessische Mini-
ster für politische Befreiung sprach von „Flucht 
aus der Verantwortung" 2). Das unterschied-
lich motivierte, aber einmütig empfundene und 
artikulierte Unbehagen am Fortgang der Ent-
nazifizierung veranlaßte im Juni 1949 eine 
Gewerkschaftszeitung zu der bitteren Feststel-
lung: „Es gibt wohl kaum einen Deutschen, 
mag er politisch stehen, wo er will, der nicht 
heilfroh ist, wenn dieses Trauerspiel ... end-
lich sein Ende findet." )
Nadi längeren Auseinandersetzungen, ob Bund 
oder Länder für eine Abschlußgesetzgebung 
zuständig seien, verabschiedete der Bundestag 
am 15. Oktober 1950 Richtlinien, nach denen 
die Länder Gesetze zum Abschluß der Entnazi-
izierung erlassen sollten (und in den folgenden 
Jahren dann auch erließen). Die wichtigsten 
Empfehlungen waren: neue Verfahren werden 
nicht mehr eingeleitet, laufende Verfahren 
eingestellt (Ausnahme: Betroffene der Grup-
pen 1 und II). Berufs- ünd Tätigkeitsbeschrän-
ungeh werden aufgehöbeh (mit wenigen Aus-

nahmen auch für rechtskräftig eingestufte 
auptschuldige und Belastete). Alle Vermö-

genssperren werden aufgehoben (Vermögens-
einziehungen dagegen nicht sie waren aller-
ings kaum verhängt worden). Bei Verurtei-
nng zu Arbeitslager sollten die Lände
2)

r vom 
4  Der Überblick, 3 (1948), Nr. 7, S. 6 ff.
43) Der Bund, 3 (1949), Nr. 12, S. 2.

Gnadenrecht Gebrauch machen. Das geschah 
auch: Hauptschuldige und Belastete wurden, 
Wenn keine strafrechtlichen Delikte vorlagen, 
weitgehend amnestiert. Noch bestehenblei-
bende Einschränkungen der Rechte einzelner 
Betroffener wurden durch Bestimmungen der 
Länderverfassungen und Artikel 139 des 
Grundgesetzes legalisiert. Im Bundeswahlge-
setz vom 8. Juli 1953 blieb den Hauptschuldi-
gen das passive Wahlrecht vorenthalten, im 
Bundeswahlgesetz vom 7. Mai 1956 entfiel 
auch diese Einschränkung.
Heftig umstritten blieb das Problem der aus 
dem öffentlichen Dienst Ausgeschiedenen, dem 
das Grundgesetz einen eigenen Artikel gewid-
met hatte (Art. 131). Die bürgerlichen Parteien 
setzten sich nachdrücklich für die Wiederher-
stellung der verlorenen Rechte der Betroffenen 
ein, die SPD lehnte dagegen einen Rechtsan-
spruch auf automatische Wiedereinstellung ab. 
Am 11. Mai 1951 wurde schließlich ein Ausfüh-
rungsgesetz zu Artikel 131 GG verabschiedet-, 
es legte Bund, Ländern und Gemeinden die 
Pflicht zur Wiedereinstellüng dieses Personen-
kreises auf (mit Ausnahme derjenigen, die 
durch Spruchkamiherbescheid ausdrücklich als 
untragbar für den öffentlichen Dienst bezeich-
net worden waren) und sicherte die Erfüllung 
dieser Pflicht durch eine Einstellungssperre 
für andere Personen und durch Beitragszahlun-
gen, falls der Arbeitgeber nicht eine bestimmte 
Mindestquote an „131ern" beschäftigte. Kein 
Wunder, daß unter solchen Umständen Ge-
meinden, Länder und Bund sich um möglichst 
räsche und Vollständige Wiederverwendung 
der ehemaligen Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes bemühten.
In den frühen fünfziger Jahren täuchte die Ent-
nazifizierung nochmals in programmatischen 
Äußerungen westdeutscher Parteien auf, mit 
erheblich andersartigen Akzenten allerdings 
als in den Parteiprogrammen der unmittelba-
ren Nachkriegszeit. Im Programm des GB/BHE 
(= Gesamtdeutscher Block/Block der 
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Heimat-
vertriebenen und Entrechteten) von 1952 
hieß es: „Die Kriegsgeneration und die Jugend 
sind von dem politischen Geschehen enttäüscht 
und lehnen es ab. Millionen gutwilliger Deut-
scher sind ohne eigenes Verschulden bestraft 
und zu Unrecht verfolgt worden." ) Im Ar-
beitsprogramm der DP (= Deutsche Partei) 
für den 2. Deutschen Bundestag 1953 waren 
„Schluß mit der fortdauernden Diffamierung, 
wirtschaftlichen Schädigung und beruflichen 
Entrechtung der ehemaligen Soldaten und Na-
tionalsozialisten" und „Beseitigung der mora-
lischen und wirtschaftlichen Schäden der Ent-

44) Dokumente ..., Bd. 2, S. 421.



nazifizierung" gefordert und die verstärkte 
Fortsetzung des Kampfes gegen die „fort-
dauernde Neu-Entnazifizierung" angekün-
digt45 ). Mit ähnlicher Tendenz hieß es im 
„Aufruf zur Nationalen Sammlung", einem

45) Dokumente . . ., Bd. 2, S, 388.
46) Dokumente . . Bd. 6, S. 297.
47) Stefan Doernberg, a. a. O., S. 113.
48) Karl Weber, Die Entnazifizierung in den vier 
Zonen, in: Das neue Wort, 2 (1947), H. 16, S. 20.

49) Die diesbezüglichen Angaben in dem in mehre-
ren Auflagen erschienenen Handbuch: SBZ von
A bis Z (Neueste Auflage unter dem Titel: Abis ' 
Bonn 1969) helfen nicht weiter: ein Großteil oe 
dort unter dem Stichwort „Nationalsozialisten, eW 
malige“ auf geführten Personen mit höheren Kat 
gen in der DDR war bei Ende des Dritten Rei® -
im Alter von. weniger als 22 Jahren.

Entwurf des Landesverbands Nordrhein-West
falen der FDP aus dem Jahre 1952, lapidar
„Wir forder
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n Wiedergutmachung des Unrechts
das Nationalsozialismus, Siegerwillkür um 
Entnazifizierung schufen." )

III. Beurteilung

Die Entnazifizierung war nach Durchführung 
und Auswirkung in den Besatzungszonen sehr 
verschieden, so daß eine Beurteilung der 
Entnazifizierung differenzieren muß. Eine poli-
tische Säuberung dergestalt, daß sie neben der 
politischen Ausschaltung die wirtschaftlichen 
Grundlagen und gesellschaftlichen Privilegien 
der Betroffenen auch auf längere Zeit ver-
änderte, gab es nur in der sowjetischen Besat-
zungszone. In der SBZ wurde die Entnazifizie-
rung konsequent als ein Instrument zur Um-
schichtung der Gesellschafts- und Eigentums-
verhältnisse benutzt und dabei keineswegs auf 
den Bereich einer politischen Säuberung von 
nationalsozialistischen Einflüssen beschränkt. 
Sie wird in DDR-Sicht zu den „revolutionären 
Umgestaltungen" gezählt, „die zur Beseitigung 
der Grundlagen des 
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Imperialismus und Milita-
rismus und zum Aufbau der antifaschistisch-
demokratischen Ordnung führten" ).  Der Ent-
nazifizierungskurs der SBZ fand auch den Bei-
fall der zeitgenössischen Links-Presse in den 
Westzonen. In der SBZ, urteilte 1947 die (in 
Stuttgart erschienene) Zeitschrift „Das neue 
Wort", werde bei der Entnazifizierung „der 
Grundsatz der Postdamer Beschlüsse verwirk-
licht. Die Großen werden bestraft und die 
Kleinen in den demokratischen Aufbau als 
gleichberechtigte Bürger eingegliedert. Di
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ese 
klare Entscheidung wurde nur möglich durch 
solche demokratischen Reformen wie die Bo-
denreform und die Enteignung der Kriegsver-
brecher. Dadurch wurden in den Ländern der 
Ostzone die ökonomischen Grundlagen des 
Faschismus und der Reaktion erschüttert und 
die Machtpositionen der Junker und Konzern-
herren vernichtet. Eine gründliche Reform der 
Justiz . .. machte es möglich, den deutschen 
Gerichtsorganen der Ostzone die Aburteilung 
der Aktivisten anzuvertrauen. Damit dürfte in 
der Ostzone die Entnazifizierung in kurzer 
Zeit — vor allen übrigen Zonen — mit Erfolg 
beendet sein." )
Genaue Zahlenangaben über die Entnazifizie-
rung in der früheren SBZ liegen nicht vor. 

Auch ist ungeklärt, in welchem Umfang es ehe 
maligen NS-Funktionären und „alten“ Pgs 
gelungen ist, einflußreiche Stellungen in de 
DDR einzunehmen49 ). Angesichts der dortiger 
straffen Presselenkung und des Fehlens von
zeitgenössischen Stellungnahmen sowie von 
Forschungsergebnissen ist eine angemessene
Beurteilung der Entnazifizierung in der sowje-
tischen Besatzungszone heute kaum noch mög-
lich. Manches spricht aber dafür, daß die So-
wjetunion die politisch vernünftigste und, aus 
ihrer Sicht, erfolgreichste Entnazifizierungspo-
litik aller vier Besatzungsmächte betrieben 
hat.
Die Entnazifizierung in den Westzonen scheint 
hinsichtlich ihrer Beurteilung leichter auf einen 
Nenner gebracht werden zu können. Je länge! 
sie praktiziert wurde, desto stärker überwogen 
schon bei den Zeitgenossen deutliche Distan-
zierung und negative Beurteilung, auch bei 
sehr entschiedenen Gegnern des Nationalso-
zialismus. Alle ernst zu nehmende Kritik der 
ersten Jahre bezog sich so gut wie ausschließ-
lich auf die Methoden der Durchführung. Daß 
eine völlige Ausschaltung nationalsozialisti-
schen Ideenguts unabdingbare Voraussetzung 
für jede Erneuerung Deutschlands und auch 
eine Bestrafung schuldig gewordener NS-An 
hänger notwendig seien, darin waren sich die 
Nachkriegspolitiker der „ersten Stunde“ in al-
len politischen Lagern einig. Auch die breite 
Mehrheit des Volkes war unter dem Eindrud 
der Folgen nationalsozialistischer Politik, der 
bekannt werdenden Verbrechen und des größ-
tenteils kläglichen Verhaltens der führenden 
NS-Funktionäre bei Kriegsende durchaus za 
einer spontanen Selbstreinigung im Sinne 
einer Bestrafung der großen und kleinen „Na-
zis" bereit, und hätten die Besatzungsmächte 
diesem Impetus freien Lauf gelassen, so wäre 
das für viele Betroffene gewiß weniger glimpf-
lich verlaufen als die spätere „legale" Entnazi-
fizierung.



Daß die Besatzungspolitik der Alliierten den 
Deutschen in den ersten Monaten nach Kriegs-
ende keinen Einfluß auf Zielsetzung und 
Durchführung der politischen Säuberung ge-
währte, ist schon frühzeitig als einer der 
Gründe für ihren fehlerhaften Ansatz beklagt 
worden. Theodor Heuss notierte sich am 
17. Mai 1945: „Das politisch so Belastende ist 
das, daß die Fe
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indmächte auch die von Deut-
schen gegen Deutsche begangenen Ausschrei-
tungen, Verbrechen, Korruptionen als ihr 
Rechtsressort zu betrachten scheinen, entwe-
der mißtrauisch, ob es in Deutschland Richter 
findet, die zur vollen Sühne die innere Frei-
heit besitzen, oder gewillt, geschichtlich den 
totalen Ruin der staatlichen Souveränität dar-
zutun. Das ist eine falsche Politik.“ )  Bei die-
sem an sich naheliegenden und in ähnlicher 
Weise von vielen Seiten geäußerten Verdikt 
ist das damals bei den Siegermächten weitver-
breitete Mißtrauen gegenüber den Deutschen 
in ihrer Gesamtheit, das in der leidenschaft-
lich diskutierten Kollektivschuld-These seinen 
extremen Ausdruck fand, zu berücksichtigen. 
Noch am 29. Juli 1946 vertrat der Abgeordnete 
Nigel Birch im englischen Unterhaus die Auf-
fassung: „Eine umfassende Entnazifizierung ist 
nur dann 
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richtig, wenn man von der Voraus-
setzung ausgeht, daß die große Masse des 
deutschen Volkes nicht nationalsozialistisch 
war. Aber die Geschichte der letzten zwölf 
Jahre läßt sich nur erklären, wenn man von 
der Hypothese ausgeht, daß die breite Masse 
des deutschen Volkes nazistisch war." )  
Wenn man überzeugt war, das ganze deutsche 
Volk habe die NS-Politik gebilligt und im 
Grunde seien mehr oder minder alle Deut-
schen Nazis gewesen: welchen deutschen Kräf-
ten hätte man da die Aufgabe einer politischen 
Säuberung übertragen sollen? Und falls es 
eine demokratische Minderheit gab — konnte 
sie sich gegen die große Mehrheit politisch Be-
lasteter durchsetzen? Aber auch organisato-
tische Voraussetzungen fehlten: Es gab nach 
Kriegsende keine funktionierenden deutschen 
Behörden, die eine Entnazifizierung auf breiter 
Basis hätten durchführen können.
Darin sahen die Zeitgenossen eine der Wur-
zeln allen späteren Übels, und in diesem 
heil stimmten viele überein: Kritiker aller 

Politischen Richtungen, engagierte Befür-
porter einer durchgreifenden Lösung und 
ppruchkammer-Mitarbeiter mit praktis
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cher 

Wahrung ). Die vor allem auf Initia-
"nghnoder,Heuss, Aufzeichnungen 1945-1947, Tu-

82 -it nach: Michael Balfour, a. a. O., S. 279.
ENur zwei Beispiele für unzählige: Wilhelm 
do 2 er, a' a' O., S. 237, und Karl Hammer, Bankrott

Entnazifizierung?, Stuttgart 1948, S. 3 f. (diese 

tive der Amerikaner zustande gekommene 
ständige Ausdehnung des von der Säuberung 
betroffenen Personenkreises brachte unabseh-
bare organisatorische Schwierigkeiten und 
gravierende Folgen für den Wiederaufbau von 
Wirtschaft und Verwaltung mit sich. Aber die 
so überaus breite Anlage der Entnazifizierung 
erklärt nicht allein das spätere Fiasko. Die 
Ausschaltung und Sühneleistung großer Mas-
sen von Belasteten wäre auf der Grundlage 
vorstellbar gewesen, daß man ihnen nach rein 
schematischen Kriterien Sühnemaßnahmen auf-
erlegte, so daß etwa der Beitritt zur NSDAP 
zu einem gewissen Zeitpunkt oder das Inne-
haben des Amts z. B. eines Ortsgruppenleiters 
automatisch ganz bestimmte Sühnemaßnahmen 
und Nachteile (wie Beförderungssperren, Son-
dersteuern) zwingend zur Folge gehabt hätte. 
Lösungsmöglichkeiten solcher Art tauchten 
aber in der zeitgenössischen Presse verhältnis-
mäßig selten auf53). Gegen eine schematische 
Behandlung der Entnazifizierungsfrage wurden 
schon 1945 von deutscher Seite rechtliche und 
politische Bedenken geltend gemacht. Eine der 
allerersten umfangreicheren Äußerungen der 
deutschen politischen Publizistik zum Problem 
der politischen Säuberung, das im Herbst 1945 
von dem Münchener Journalisten Ernst Müller-
Meiningen verfaßte und weithin beachtete 
Buch „Die Parteigenossen", wandte sich mit 
Nachdruck gegen eine schematisch-formalisti-
sche Lösung und forderte eine individuelle 
Prüfung aller Belastungsfälle nach der Devise: 
„Nicht Parteizugehörigkeit allein, nicht Stich-
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tag darf maßgebend sein, auf die Gesamtper-
sönlichkeit kommt es an." ) Auffassungen 
dieser Art waren vorherrschend und beein-
flußten die Arbeit an dem für die gesamte 
Entnazifizierung der Westzonen richtungwei-
senden süddeutschen „Befreiungsgesetz" in 
entscheidender Weise. Gerade den Ausschal-
tungs- und Bestrafungsschematismus, der den 
Entnazifizierungsdirektiven der Besatzungs-
mächte zugrunde lag, wollte man deutscher-
seits ja überwinden. Durch die Auflösung der 
von den Besatzungsmächten verlangten Mas-
sen-Entnazifizierung in eine Unzahl individuell 
zu behandelnder Einzelfälle geriet die politi-
sche Säuberung in ein schier auswegloses Di-
lemma.

Schrift — eine Stellungnahme aus der Sicht von 
Spruchkammer-Mitarbeitern — ist hrsg. von der 
Vereinigung der Mitarbeiter des Befreiungsgesetzes 
Land Württemberg-Baden).
53) Eines der wenigen Beispiele: Walther v. Hollan-
der, Ein Jahr Entnazifizierung, in: Nordwestdeut-
sche Hefte, 2 (1947), H. 1/2, S. 37.
M) Ernst Müller-Meiningen jr., Die Parteigenossen, 
München 1946, S. 14.

Neben der außerordentlich breiten Anlage stie-
ßen bestimmte Erscheinungsformen der Ent-



nazifizierungspraxis auf die einmütige Ableh-
nung und Verurteilung durch die Zeitgenossen:
1. Die unterschiedliche Handhabung der poli-
tischen Säuberung in den Besatzungszonen, 
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die nicht nur Rechtsunsicherheit, sondern auch 
die Gewährung „verschiedenartiger Chancen 
in der Übernahme neuer demokratischer’ Ver-
antwortungen und Funktionen" )  zur Folge 
hatte.
2. Die Langsamkeit .der Aktion mit ihren oft 
als ungerecht empfundenen Auswirkungen für 
die Betroffenen, die bis zu ihrem Verfahren, 
auf das sie nicht selten jahrelang warten muß-
ten, auch ohne Schuldnachweis durch Beschäf-
tigungsverbot und andere Beschränkungen 
„bestraft" blieben.
3. Die Vorbehaltsrechte der Militärregierun-
gen hinsichtlich der endgültigen Entscheidung, 
wodurch die Entnazifizierung als Racheaktion 
des Siegers aufgefaßt werden konnte.
4. Die gesetzliche Schuldvermutung und die 
Umkehrung der Beweislast: beweispflichtig 
war, im Gegensatz zur üblichen Rechtspraxis, 
der Betroffene.
5. Die rückwirkende Kraft des Gesetzes, d. h. 
die Bestrafung von Taten, die zur Zeit der Be-
gehung nicht (ausdrücklich) verboten waren.

6. Die unterschiedliche Härte der Bestrafung: 
die „Kleinen" wurden in der Anfangszeit viel-
fach wesentlich härter verfolgt als die in der 
Regel später an die Reihe gekommenen „Gro-
ßen".
Viele der kritisierten Mängel hingen unge-
wollt, aber untrennbar mit dem Bemühen zu-
sammen, die auf breitester Basis eingeleitete 
und befohlene Massen-Entnazifizierung streng 
gesetzmäßig und individuell durchzuführen, 
bzw. resultierten mehr oder minder zwangs-
läufig daraus. Im innen- und gesellschaftspoli-
tischen Kräftespiel zwischen sozialrevolutionä-
ren und konservativ-restaurativen Tendenzen 
konnten die Kräfte, denen die Rückkehr zu 
rechtsstaatlichen Prinzipien in allen Bereichen 
und unter allen Umständen oberstes Gebot 
war, im Lauf der späten vierziger Jahre poli-
tisch und gesellschaftlich ein klares Überge-
wicht gewinnen. Für die politische Säuberung, 
die als eine Aufgabe von weitreichender Aus-
wirkung und größtem öffentlichen Interesse 
mitten in diesem Spannungsfeld stand, beka-
men damit rechtliche und moralische Katego-
rien, Fragen nach persönlicher Schuld und Ver-
antwortung, immer mehr ausschlaggebende 
Bedeutung. Ließ sich das politische Ziel der 
Entnazifizierung, die Ablösung und dauernde

55) Die Gegenwart, 2 (1947), Nr. 9/10, S. 9.

Ausschaltung einflußreicher Nationalsoziali-
sten aus allen wesentlichen Positionen, allein 
mittels gesetzlicher Maßnahmen erreichen? 
Diese Frage wurde in der zeitgenössischen 
Publizistik oft gestellt und erörtert. „Am ver-
hängnisvollsten wirkte sich ... aus, daß nicht 
scharf geschieden wurde zwischen dem Zweck 
rein politischer Hygiene und der ihrem Wesen 
nach strafrechtlichen Verantwortung. Die erste 
besteht darin zu verhindern, daß an irgendeine 
Stelle, die mit gesellschaftlicher Macht oder 
geistigem Einfluß (Lehrer!) ausgestattet ist, je-
mand gelangt, von dem eine Ausnutzung von 
Macht oder Einfluß im anti-demokratischen 
Sinn zu erwarten oder dessen Charakter nicht 
die Gewähr bietet, daß er einem erneuten fa-
schistischen Druck standhält. Das hat nichts 
mit der Verantworung für das zu 
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tun, was der 
einzelne für Aufkommen und Erhaltung der 
nationalsozialistischen Despotie getan hat. Nur 
für dies zweite Verfahren waren die Garan-
tien des liberalistischen Strafrechts und Straf-
prozesses sinnvoll. Praktisch überwucherte die 
strafrechtliche Anschauungsweise von vorn-
herein die ganze sogenannte Entnazifizie-
rung." )
In die gleiche Richtung zielt die Auffassung, 
viele der mit der Durchführung Beauftragten 
legten es bewußt „darauf an, die Möglichkei-
ten des Gesetzes bis zum letzten zu erschöpfen, 
um an der eigentlichen Aufgabe des Gesetzes 
vorbeizugehen und eben keine strukturellen 
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Änderungen, notwendig für die Demokratie, 
noch notwendiger aber für den wirtschaftlichen 
Aufbau Deutschlands, durchzuführen. ... In-
dem die Spruchkammern es mehr und mehr ab-
lehnten, politisch zu urteilen (politisch heißt 
hier natürlich nicht parteipolitisch, sondern 
muß im Sinne der politschen Aufgabenstellung 
der legalen Revolution verstanden werden), 
und nur die formale Belastung in Betracht zo-
gen ..., wurden sie zu den direkten Helfern 
jener, die das reaktionäre Deutschland erhal-
ten wollen." )
Das Spannungsverhältnis zwischen politischer 
Zielsetzung der Entnazifizierung und mögli-
cherweise (oder, nach Meinung der Linken: ab-
sichtlich) inadäquaten Methoden wurde auch 
auf Seiten der „Legalisten" angesprochen. Die 
Entnazifizierung „dürfte der erste Versuch in 
der Geschichte sein, zwar nicht die Revolution 
selbst, wohl aber ihr wichtigstes Produkt, die 
Ablösung der Elite, durch Organisation und 
Gesetzgebung .legal' herbeizuführen. Man

56) Walter Mannzen, Die Technik der Renazifizie-
rung, in: Neues Europa, 3 (1948), H. 23, S. 25 f.
57) Leo Bauer (KPD-Fraktionsvorsitzender im Hess 
Landtag), Entnazifizierung — Renazifizierung, in 
Wissen und Tat, 2 (1947), S. 5. 



kann eine solche künstliche Lösung des Pro-
blems durchaus für möglich halten und beja-
hen, man muß sich nur darüber klar sein, daß 
es sich im Grunde doch um einen revolutionä-
ren Akt handelt, wenn er sich auch in zivile-
ren und rationaleren Formen abspielt als eine 
,wilde' Revolution. Man muß aber auch die 
Gefahr sehen, die darin besteht, daß der Ehr-
geiz, .legal' und im Rahmen von ,Ruhe und 
Ordnung' zu bleiben, allzuleich
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t den Effekt der 
ganzen Aktion, die wirkliche Umwälzung der 
Elite, beeinträchtigen oder gar zunichte ma-
chen kann. Gegen die Revolution, die .ausge-
brochen' ist, gibt es nämlich keine Argumente, 
die künstliche Revolution kann man dagegen 
auf ihrem eigenen rationalen Felde mit Argu-
menten und Akten ersticken." 8) Ein Kommen-
tar von BBC London brachte diese ganze Pro-
blematik auf die bündige Formel: „Verpaßte 
Revolutionen kann man nicht mit Fragebogen 
nadiholen. Das ganze Dilemma der Entnazifi-
zierung ist zum größten Teil das unerfreuliche 
Nachspiel einer gründlich verpaßten histori-
schen Gelegenheit ... Eine revolutionäre Säu-
berung wurde verpaßt, eine bürokratische, die 
an Stelle des Volkszornes den Fragebogen 
setzte, langsam und umständlich in Bewegung 
gesetzt." )

Ein anderer Schwerpunkt der Diskussion und 
Bewertung betraf den Fragenkomplex von per-
sönlicher Schuld und Schulderkenntnis, von 
Gerechtigkeit und Rechtssicherheit: „Die Er-
kenntnis eigener Mitschuld und das Wieder-
erstehen der Achtung vor dem Recht können 
durch eine bloß gesetzliche Reinigung von 
Nationalsozialismus
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 und Militarismus nicht 
wesentlich gefördert werden. Beides kann aber 
sehr wohl in verhängnisvoller Weise durch 
eine Gesetzgebung, die über Anhänger des 
Nationalsozialismus ein Urteil fällt, das nicht 
als gerecht anerkannt wird ünd das sie in eine 
Haltung der Selbstrechtfertigung hineinzwingt, 
gehemmt werden. Neue Achtung vor dem 
Recht könnte nur entstehen, wenn das deut-
sche Volk jetzt Gesetzen begegnet, die ihm 
überzeugend als Auswirkung göttlicher Ge-
rechtigkeit erscheinen und die frei sind von 
menschlicher Rache oder menschlicher Macht-
politik." )  Auch bei einer derartigen Betrach-

58) Karl Heinrich Knappstein (Ministerialdirektor im 
neSs. Befreiungsministerium und später Botschaf-
er m Spanien und den USA), Die versäumte Revo-

sution, in: Die Wandlung, 2 (1947), S. 664 f.
59) Zitiert bei: Karl Anders, Fragebogen statt Re- 

w? pV0“' in: Neues Abendland, 2 (1947), S. 88.
60) Elisabeth Schwarzhaupt (Oberkirchenrätin bei 

er „Kanzlei der Ev. Kirche in Deutschland" und 
pater Bundesminister für das Gesundheitswesen), 
ie Evangelische Kirche und das Befreiungsgesetz, 
: Frankfurter Hefte, 1 (1946), S. 872. 

tungsweise wurde immer wieder auf die not-
wendige Unterscheidung zwischen den Aspek-
ten einer politischen Säuberung und den einer 
Massenbestrafung hingewiesen. Die Unerläß-
lichkeit einer „Bereinigung des öffentlichen 
Lebens von all den Persönlichkeiten, die in ihm 
bis 1945 als Stützen des Regimes eine aktive 
Rolle gespielt haben", wurde auch bei betont 
rechtsstaatlicher Sicht nicht in Zweifel gezo-
gen: „Dabei braucht die Frage, ob und inwie-
weit der einzelne das Unheil vorhersehen und 
abwenden konnte, nicht allzu eng gefaßt und 
beantwortet zu werden. Im politischen Bereich 
ist das reine Wollen und das aufs eigene Res-
sort beschränkte, vermeintlich pflichttreue 
Handeln eben nicht genug. Vielmehr entschei-
det der Erfolg, und zu ihm hat jeder beige-
tragen, der an seinem Platz, wenn auch mit 
sauberen Händen, das Regime stützte." Aber 
solche „politische Schuld" oder auch „mora-
lische Schuld" kann nicht „Gegenstand eines 
öffentlichen Strafrechts" sein. Bleibt also die 
eigentlich kriminelle Schuld als letzte Begrün-
dung einer Bestrafung? „Aber es hieße krimi-
nelles Unrecht um seine wahre soziale Bedeu-
tung, seine Bestrafung um ihre ethische Be-
gründung und Autorität bringen, wollte man 
ihm die von einem ganzen Volk millionenfach 
begangenen .Verbrechen' der Partei- oder For-
mationszugehörigkeit unterschiedslos gleich-
stellen. Die Folgen einer so mißverstandenen 
Entnazifizierung zeichnen sich bereits deutlich 
ab: das soziale Unwerturteil, auf dem jedes 
Strafrecht beruht, wird nicht etwa auf die bis-
her nicht als kriminell empfundenen politi-
schen Handlungen erstreckt, sondern auch 
noch gegenüber den echten kriminellen Ver-
brechen an Leib, Leben oder Vermögen abge-
stumpft, das Rechtsbewußtsein des Volkes also 

61weiter geschwächt statt gestärkt". )  Nach weit-
verbreiteter Auffassung hatte die Masse der 
Mitläufer nichts im rechtlichen Sinne Straf-
bares begangen, sie waren Opfer ihrer poli-
tischen Torheit, Schwäche oder opportunisti-
schen Haltung geworden. Große Resonanz und 
Zustimmung fand die 1947 von Eugen Kogon in 
den „Frankfurter Heften" formulierte These 
vom „Recht auf den politischen Irrtum": „Es 
ist nicht Schuld, sich politisch geirrt zu haben. 
Verbrechen zu verüben oder an ihnen teilzu-
nehmen, wäre es auch nur durch Duldung, ist 
Schuld. Und Fahrlässigkeit ist ebenfalls Schuld, 
wenn auch eine von anderer und von geringe-
rer Art als Verbrechen und Verbrechensteil-
nahme. Aber politischer Irrtum — in allen 
Schattierungen — samt dem echten Fehlent-
schluß gehört weder vor Gerichte noch vor

61) Ludwig Raiser, Entnazifizierung, in: Göttinger 
Universitätszeitung, 2 (1947), Nr. 3, S. 8.



Spruchkammern." 62) Bei einer Dominanz 
rechtsstaatlich-strafrechtlicher Aspekte stieß 
die Entnazifizierungspraxis in jedem Fall auf 
größte Bedenken, zugespitzt formuliert in der
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Feststellung: „Die Scheinrevolution der Ent-
nazifizierung hat sich darauf eingelassen, den 
Gegner mit den Argumenten des Rechts zu 
widerlegen. Sie muß sich nun gefallen lassen, 
selbst mit den Argumenten des Rechts wider-
legt zu werden." )

Juristische, moralische und politische Ein-
wände, oft in enger Verknüpfung, mündeten 
häufig in die Warnung, daß eine falsch durch-
geführte Entnazifizierung der „beste Schritt-
macher der Renazifizierung" 64 ) sei. Ab 1948 
waren es vielfach nicht mehr bloße Warnun-
gen, sondern regelrechte Feststellungen, daß 
die bisherige Entnazifizierung in Wirklichkeit 
als eine „Technik der Renazifizierung" (so der 
Titel eines Aufsatzes) 65)  fungiert habe. „Die 
Betroffenen und ihre Angehörigen repräsen-
tieren die M
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ehrheit des Volkes. Ohne sie kann 
ein demokratischer Apparat logischerweise 
nicht funktionieren. Dennoch nahm man ihnen 
die Möglichkeit, die Rechnung mit dem Ver-
gangenen im stillen Kämmerlein abzumachen 
und ohne viel Aufhebens in die demokratische 
Front einzuschwenken. Man ließ sie statt des-
sen im Büßerhemd auf dem Bauche liegen und 
züchtete jene giftigen Ressentiments, die nie 
ihren Frieden mit der Demokratie machen 
werden. Man erhob, vom Pharisäertum man-
cher Ausländer angesteckt, das Verlangen 
nach einem Exhibitionismus der Reue, der 
menschlichem Richtertum schlecht zu Gesicht 
steht und gerade dem ungebrochenen Rückgrat 
die Einsicht versperrt. Man schuf die Staats-
feinde aus gekränktem Ehrgefühl und beeilte 
sich dann, sie auf ihre alten Plätze zurückzu-
stellen. Und man verkehrte auf diese Weise 
den Zweck des Gesetzes, die Sicherung der 
Demokratie, in sein genaues Gegenteil." )

Spätestens ab 1949 stand für die gesamte Öf-
fentlichkeit und Publizistik, unabhängig vom 
politisch-gesellschaftlichen Standort, definitiv 
fest, daß die pol
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itische Säuberung gescheitert 
sei. Bezeichnungen für die Entnazifizierung wie 
„weitgespannte Justiztragödie" ), „Denazifi-
zierungs-Komödie" 68), „Versagen und Skandal 62

62) Eugen Kogon, Das Recht auf den politischen Irr-
tum, in: Frankfurter Hefte, 2 (1947), S. 649 f.
63) Wilhelm Clever, Massenstrafe, in: Die Gegen-
wart, 3 (1948), Nr. 16, S. 13 f.
64) Ernst Friedlaender, Großreinemachen, in: Die 
Zeit,'2 (1947), Nr. 23, S. 1.
65) Neues Europa, 3 (1948), H. 23.
66) Wilhelm Clever, a. a. O., S. 12 f.
67) Rheinischer Merkur, 4 (1949), Nr. 14, S. 3.
68) Christ und Welt, 4 (1951), Nr. 36, S. 4.

vom Anfang bis zum Ende" 69)  waren an der 
Tagesordnung. „Nie kann und wird das Ver-
langen aufhören, daß das zum Himmel schrei-
ende Verbrechen der wirklich Schuldigen seine 
gerechte Sühne findet. Wenn trotzdem auch die 
Nazigegner das Ende der ,Entnazisierung' [sic!] 
wünschen, so deshalb, weil es unerträglich
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 ist, 
täglich die empörenden Urteile nach dem 
Motto ,Die Kleinen hängt man, die Großen 
läßt man laufen' länger mitansehen zu müssen, 
Vernünftig denkende Menschen sind längst zu 
der Überzeugung gekommen, daß die ganze 
Entnazisierung [sic!] von Anfang an falsch auf-
gezogen wurde und in ihrem Verlauf zum Teil 
Kreisen zur Entscheidung zugewiesen wurde, 
die weder gewillt noch fähig sind, wirklich 
Recht zu sprechen. Statt in der Bevölkerung 
das Gefühl einer ernsthaften Überwindung des 
Nationalsozialismus zu schaffen, ist das Ergeb-
nis eine Vergiftung.“ )
In manchen Zeitungen — einer ganz anderen 
Richtung als die eben zitierte — blieb es in 
der Schlußphase der Entnazifizierung nicht da-
bei, ihr Scheitern teils zornig, teils schadenfroh 
zu kommentieren. Die Wochenzeitung „Christ 
und Welt" stellte Anfang 1950 die Frage, ob 
diejenigen deutschen Nachkriegspolitiker, die 
für das Befreiungsgesetz und sein „Unheil" die 
Verantwortung trügen, auch für das künftige 
politische Leben noch geeignet seien. „Für 
einen guten Anfang — und er muß heute ge-
schehen — ist unerläßliche Voraussetzung, daß 
jenes bittere Erbe des staatlich sanktionierten 
kalten Bürgerkriegs abgeschüttelt" werde71 ). 
Die Auswirkungen der politischen Säuberung 
der Hochschulen wurden in der gleichen Zei-
tung als „Demontage der deutschen Wissen-
schaft" beklagt und die Forderung der West-
deutschen Rektorenkonferenz nach weiteren 
Überprüfungsmaßnahmen für „amtsver-
drängte" Hochschullehrer mit der kaum ver-
hüllten Drohung kommentiert, daß offenbar 
bald „ganz persönliche Verantwortungen der-
jenigen festgelegt werden müssen, die schuld 
daran sind, daß diese Mißstände", nämlich der 
Widerstand gegen die Wiedereinstellung der 
aus politischen Gründen entlassenen Profes-
soren, „noch immer fortbestehen"72 ). In einem 
anderen Artikel jenes Blattes wurde der (in 
einem Leserbrief vorgebrachte) Vorschlag er-
örtert, die Entnazifizierung auf dem Rechtsweg 
dadurch zu beenden, „daß den Entnazifizierern 
ihre Schuld aufgerechnet und den Entnazifizier-
ten zugefügtes Unrecht als solches anerkannt

69) Der Bund. Gewerkschaftszeitung für die britische 
Zone, 3 (1949), Nr. 12, S. 2.
70) Der Bund, a. a. O., S. 2.
71) Christ und Welt, 3 (1950), Nr. 5, S. 12.
72) Christ und Welt, 4 (1951), Nr. 36, S. 4. 



wird" _ nach Meinung der Zeitung ein „aus 
t
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iefen und an sich gesunden Schichten des Ge-

fühls gespeister Wunsch" ).
Schließlich soll als letzte Stimme aus der da-
maligen Publizistik ein sehr bemerkenswerter 
Aufsatz, 1950 in der angesehenen Zeitschrift 
„Die Sammlung" erschienen, zitiert werden. 
Darin wurde von den Lebensschicksalen einer 
Gruppe von Lehrern berichtet, die 1905 ge-
meinsam ihr Examen an einem Seminar in 
Schleswig-Holstein absolviert hatten. Fast alle 
dieser 17 Schulmeister hatten beim National-
sozialismus „irgendwie mitmachen müssen", 
als kleine Parteigenossen oder als Funktio-
näre; jeder wollte durch sein Mitmachen nichts 
anderes „als die Voraussetzung erfüllen für die 
Fortsetzung seiner ihm von Gott aufgegebenen 
Berufsarbeit". Nach 1945 kam dann das 
„Trauerspiel der Entnazifizierung" und spielte 
ihnen übel mit: es brachte den Betroffenen 
„großen materiellen Schaden und ein schwe-
res, lebenbedrohendes Leid". Ohne jedes 
eigene Verschulden, denn sie waren „im 
Grunde unpolitische Menschen" und hatten 
gegen die Ideale des Geistes, in dem sie er-
zogen worden waren und aus dem heraus sie 
40 Jahre lang gewirkt hatten, nämlich „Ach-
tung der Menschenwürde, Menschlichkeit, Ge-
rechtigkeit, Toleranz", in keiner Weise versto-
ßen. Daher, durchaus folgerichtig aus solcher 
Sicht, stand am Ende des Berichts die Forde-
rung nach Wiedergutmachung des ihnen „an-
getanen Unrechts" durch den Staat. Keine An-
deutung eines auch nur leisen Zweifels, ob 
auch eigenes Mit-Verschulden vorliegen 
könne, kein Wort des Bedauerns über das 
»Mitgemachthaben" beim Nat
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ionalsozialismus. 
Ein Dokument weinerlicher Selbstgerechtigkeit 
und totaler Einsichtslosigkeit — auch dies ein 
«Beitrag zur Frage der Entnazifizierung" (so 
der Untertitel des Berichts) I )
Alle negativen Erfahrungen, alle Verfahrens-
mängel und Zielverfehlungen beim Versuch 
einer politischen Säuberung nach 1945 können 
keinen Zweifel daran wecken, daß sie unter 
allen Umständen, auch trotz der widrigen Kon-
stellationen der damaligen Zeit, versucht wer-
den mußte. Die entschiedene Ausschaltung des 
Einflusses von Mitbürgern, die die Herrschaft 
des Nationalsozialismus mitgetragen und sich 
zu seiner Ideologie bekannt hatten, war zwin-
gende Voraussetzung für alle deutschen Be-
mühungen, Grundsätze von Demokratie und 
Menschenwürde zu verwirklichen und das Ver-
trauen des Auslandes zurückzugewinnen. Dar-
rn stimmten nach dem Zusammenbruch des

7) Christ und Welt, 4 (1951), Nr. 44, s’ 4.

75) Alfred Grosser, Deutschlandbilanz, München 
1970, S. 74 f.
76) Die „Unpolitischen", in: Geist und Tat, 4 (1949), 
S. 229.
77) Z. B. bei: Rudolf Appelt, Wesen und Ziele der 
Blockpolitik, in: Einheit, 2 (1947), S. 825 f.

) Heinrich Sievers, Nach vierzig Jahren, in: Die 
Sammlung, 5 (1950), S. 370 ff.

Dritten Reiches die meisten politischen und ge-
sellschaftlichen Gruppen, die Publizistik und 
die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung 
überein, daß eine gründliche Säuberung (keine 
Massenbestrafung) eine politische und mora-
lische Aufgabe von höchster Dringlichkeit war. 
Aber Individualisierungstendenzen der Säube-
rung und Bestrafungsgesichtspunkte und da-
mit zusammenhängend der ganze Komplex 
von persönlicher Schuld oder Unschuld traten 
immer stärker in den Vordergrund und ver-
deckten mehr und mehr das politische Ziel der 
Entnazifizierung.
Die Erfahrungen vieler Mitbürger mit der Ent-
nazifizierung haben sicher ihre Bereitschaft 
nicht gefördert, sich im neuen demokratischen 
Staat politisch zu engagieren und an den Be-
langen der res publica aktiv mitzuwirken. Ob 
ein solcher Rückzug aus der Politik die „dauer-
hafteste" der „von der verfehlten .Entnazifi-
zierung' hinterlassenen Spuren" 75 ) war, wie 
gelegentlich behauptet worden ist, bleibe da-
hingestellt. Daß Zusammenhänge zwischen den 
Auswirkungen der politischen S

76

äuberung nach 
1945 und der sich auf vielfältige Weise ge-
äußerten Entpolitisierung der Nachkriegsge-
sellschaft Bestehen, ist anzunehmen. Um so 
wichtiger ist, unablässig darauf hinzuweisen, 
daß politische Abstinenz in einer demokratisch 
sich verstehenden Gesellschaft nicht von poli-
tischer Mitverantwortung des einzelnen für 
das Schicksal der Gemeinschaft zu dispensie-
ren vermag. Unter Hinweis darauf, daß viele 
Belastete, wie Richter und Künstler, sich er-
folgreich verteidigen konnten mit dem Argu-
ment, sie hätten sich ausschließlich um ihren 
Beruf gekümmert, wurde in einem zeitgenös-
sischen Kommentar zum heftig umstrittenen 
Freispruch des im Dritten Reich renommierten 
Filmregisseurs Veit Harlan die Empfehlung 
ausgesprochen: „Es sollte Allgemeingut in der 
Rechtsprechung werden, daß die Behauptung, 
jemand habe sich nicht um Politik gekümmert, 
bei seiner Beurteilung strafverschärfend wirkt 
und nicht entlastend." )

Es ist ohne Frage gelungen, die frühere Füh-
rungsschicht und ihre aktiven Anhänger nach 
1945 für einige Jahre hinsichtlich ihrer direk-
ten politischen Einflußmöglichkeiten auszu-
schalten. Die schon bald, vor allem in der SBZ, 
aufgestellte Behauptung, eine politische Säu-
berung sei in Westdeutschland schlechterdings 
unterblieben77), hält kritischer Nachprüfung 



nicht stand. Da aber die wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Grundlagen der Betroffenen 
kaum angetastet worden waren sowie infolge 
der innenpolitischen Entwicklung mit ihren 
restaurierenden Tendenzen gelang es den mei-
sten früheren Anhängern des Nationalsozialis-
mus, auf allen Gebieten wieder Fuß zu fassen. 
Die durch die politische, rechtliche und gesell-
schaftliche Wiedereingliederung der ehema-
ligen Nationalsozialisten bewirkte Aufhebung 
der (äußeren) Entnazifizierungsfolgen inner-
halb relativ kurzer Zeit hat dem Mißtrauen 
des Auslandes gegenüber der Bundesrepublik 
ohne Zweifel Auftrieb gegeben78 ). Die un-
glückliche Personalpolitik der Bundesrepublik 

78) „Nun, da Deutschland seine volle Souveränität 
wiedererlangt hat, ist es natürlich einzig und allein 
Sache der Deutschen, wen sie als Richter, Lehrer, 
Ärzte und Verwaltungsbeamte verwenden wollen. 
Für diejenigen unter uns jedoch, die auf ein neues 
Deutschland gehofft hatten . . ., das im Bewußtsein 
der begangenen Verbrechen Hitler und sein Regime 
endgültig abtun würde, bedeutet das Wiederauf-
tauchen so vieler Männer, die Hitlers Mordregime 
unterstützt haben, eine tragische Enttäuschung": 
Diese harte Feststellung des englischen Journalisten 
Sefton Delmer repräsentiert gewiß nicht nur die 
Meinung einiger besonders kritischer Betrachter 
der deutschen Szene und sollte nicht als Urteil eines 
Außenseiters abgetan werden. Sefton Delmer, Die 
Deutschen und ich, Hamburg 1962, S. 683 f.

bei der Auswahl der führenden Mitarbeiter hat 
hierbei ein übriges getan; die „Fälle" Globke 
Oberländer, Krüger und Vialon bis hin zu 
Schrübbers stellen nur besonders herausra-
gende, keineswegs vereinzelte Beispiele dar. 
Auch die Tatsache, daß die Wiedereinstellung 
der wegen politischer Belastung entlassenen 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes mög-
lich wurde, gehörte zu den Erscheinun-
gen, die im In- und Ausland als Symptome 
einer allgemeinen Tendenz verstanden werden 
und Zweifel an der Ernsthaftigkeit des Be-
mühens, mögliche Nachwirkungen des Natio-
nalsozialismus konsequent und dauerhaft aus-
zuschalten, wecken konnten. Die unzulänglich 
gebliebene politische Säuberung nach 1945 
bzw. die baldige Annullierung ihrer Folgen 
in der Bundesrepublik hat zweifellos den Ab-
bau des Mißtrauens gegenüber den Deutschen, 
besonders in den Ländern, die unter dem Na-
tionalsozialismus hart gelitten hatten, und die 
Ausöhnung mit den östlichen Nachbarn nach-
haltig erschwert. Es ist aus mehreren Gründen 
nicht verwunderlich, daß die Entnazifizierung, 
sofern sie nicht total „vergessen" wurde, nur 
bittere Erinnerungen weckt, sowohl bei den 
Betroffenen als auch bei denen, die seinerzeit 
ihre Durchführung für eine der wichtigsten 
Aufgaben der Nachkriegszeit hielten.



Rene Ahlberg: Strukturelemente des Linksradikalismus

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 24/72, S. 3—10.

Der Linksradikalismus ist nicht mit seiner sozialphilosophischen Ursprungskonzeption 
identisch und daher auch nicht von hier aus anzufechten. Er ist im Gegenteil — ebenso 
wie der Rechtsradikalismus — Ausdruck einer spezifischen Verzerrung seiner theore-
tischen Ursprünge unter dem Eindruck tatsächlicher oder vermeintlicher Konflikte in 
der Gesellschaft, so daß er als eine besondere Form des abweichenden Verhaltens von 
jenen Normen in Erscheinung tritt, die ihn ursprünglich begründen. Die besondere 
Deformation seines Verhältnisses zu einer marxistisch orientierten Sozialwissenschaft 
äußert sich im ahistorischen Gebrauch marxistischer Begriffe und Theoriefragmente, mit 
denen er einerseits die sozialen Probleme der Gegenwart verschleiert und andererseits 
die sozialen Konflikte der Vergangenheit zu aktualisieren versucht. Die damit notwen-
digerweise verbundene Abkapselung von der sozialen Wirklichkeit führt wiederum zu 
einer tiefen Unsicherheit über die tatsächlichen Entwicklungschancen der Gesellschaft, 
die er durch einen hektischen Aktionismus kompensiert.
In diesem Zusammenhang gewinnt die Anwendung von Gewalt eine entscheidende 
Bedeutung für die Überwindung der Kluft zwischen Theorie und Praxis; denn in einer 
demokratisch strukturierten Industriegesellschaft würde die revolutionäre Theorie allein 
sehr rasch von der tatsächlichen Entwicklung entkräftet werden, wenn sie sich nicht 
auf eine — von linksradikalen Gruppen inspirierte — gewaltsame Praxis als sichtbaren 
Ausdruck der theoretisch behaupteten Strukturkonflikte stützen könnte. Da die fried-
liche Regulierung sozialer Konflikte heute nur noch durch den Einsatz von Gewalt 
durchkreuzt werden kann, wird die gezielte Anwendung und der Aufruf zur Anwendung 
von Gewalt bei der Lösung sozialer Konflikte zum Mittel der Selbstbestätigung links-
radikaler Gruppen. Dieses Vorgehen wird dann mit dem Besitz eines besonderen Wis-
sens über die „wahre" Bedürfnisstruktur der Gesellschaft und die einzig „progressive" 
Richtung der Geschichte gerechtfertigt, das heißt mit einem Wissen begründet, das nicht 
mehr — wie noch im vorigen Jahrhundert — von der Arbeiterklasse existenziell erfah-
ren, sondern nur noch aufgrund eines theoretischen Studiums der Gesellschaft von 
einer sozialistischen Intelligenz erworben werden kann.

Robert Fritzsch: Entnazifizierung. Der fast vergessene Versuch einer politischen 
Säuberung nach 1945

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 24/72, S. 11—30.

Obwohl in der Nachkriegszeit von den Folgen der Entnazifizierung Millionen Deutsche 
unmittelbar betroffen waren, ist dieser Versuch einer politischen Säuberung aus dem 
heutigen Bewußtsein weitgehend verschwunden und wurde auch von der Zeitgeschichts-
forschung nur spärlich beachtet. Der Beitrag stellt Vorgeschichte, Verlauf und Auswir-
kungen der Entnazifizierung dar, soweit es sich um gegen Personen gerichtete Maß-
nahmen handelte, und versucht anhand charakteristischer Stimmen der damaligen poli-
tischen Publizistik die verschiedenen zeitgenössischen Einstellungen und Beurteilungs-
aspekte zu verdeutlichen.
Das Fehlen verbindlicher Richtlinien für eine einheitliche Durchführung der von den 
Alliierten während des Krieges im Grundsatz beschlossenen politischen Säuberung und 
das Nichtzustandekommen einer gemeinsamen Deutschlandpolitik begünstigten eine 
unterschiedliche Entwicklung der Entnazifizierung in den vier Besatzungszonen. In der 
US-Zone geriet die außerordentlich breit angelegte Ausschaltungspolitik der Besatzungs-
macht infolge der Bemühungen um eine Lösung auf streng individueller, gesetzmäßiger 
Basis in ein schier auswegloses Dilemma; ähnlich zwar, doch sehr abgeschwächt, auch in 
den Zonen der beiden anderen Westmächte. Die meisten Folgen blieben durch die Ent-
wicklung der innen- und gesellschaftspolitischen Konstellationen in den westlichen Be-
satzungszonen und der späteren Bundesrepublik Deutschland aber nur von begrenzter 
Dauer. In der Sowjetzone konzentrierten sich die Entnazifizierungsaktivitäten von Anfang 
an auf eine sozio-ökonomische Entmachtung der bisherigen Führungsschicht und wurden 
konsequent als Instrument zu einer dauerhaften Umschichtung der Eigentums- und Ge-
sellschaftsstrukturen gehandhabt.
Die bereits in den ersten Nachkriegsjahren in den Westzonen weitverbreitete Kritik an 
den Methoden der Entnazifizierungspraxis (Stimmen aus der SBZ fehlen) verdichtete sich 
ab 1948/49 zum übereinstimmenden Urteil vom Scheitern der politischen Säuberung über-
haupt. Abschließend werden einige Überlegungen über Ergebnisse und Auswirkungen 
der Entnazifizierung angestellt.
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